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Moskauer Vertrag hat im In- und Aus­
land überwiegend Erleichterung ausgelöst 
und Zustimmung erfahren. Vielfach ist er als 
ein Beispiel für ein umfassendes System eu­
ropäischer Sicherheit bezeichnet worden. In 
der Tat enthält er alle Bedingungen und Ele­
mente, die als Voraussetzung friedlicher Ko­
existenz und ungehinderter Zusammenarbeit 
in Europa unerläßlich sind. Vor allem unse­
rem Lande l(röffnet er die Möglichkeit, die 
teilweise verheerenden Folgen des kalten 
Krieges zu überwinden und alle materiellen 
wie geistigen Potenzen flir die Verwirkli­
chung humanitärer gesellschaftlicher Zu­
kunftsaufgaben einzusetzen. 
Eine Regierung - deren Programm Frieden 
und Reform verspricht - hätte eigentlich al­
len Anlaß, den Vertrag so schnell wie mög­
lich in Kraft setzen zu lassen. Nicht so die 
Bundesregierung. Sie zeigt nicht nur keine 
Eile, sie erhebt sogar Vorbehalte: erst eine Astberlin-Regelung, die uns befriedigt, 'Wnn die Ratifizierung des Vertrages. Damit 
hat sie das Schicksal ihrer Ostpolitik mit ei­
nem Problem verbunden, auf dessen Rege­
lung sie weder einen rechtlichen Anspruch 
noch einen direkten Einfluß besitzt. An den 
Verhandlungen der Vier Mächte• über West­
hertin ist sie nicht beteiligt. Partner von Ver­
trägen, die Westhertin zum Gegenstand ha­
ben, wird sie auch nicht sein können. Sie 
weiß um den tatsächlichen Status der Stadt 
und kennt die Haltung der UdSSR. 
Das alles hat sie nicht davon abgehalten, sich 
freiwillig ihres Selbstbestimmungsrechtes 
über die Fortsetzung ihrer Ostpolitik zu be­
geben. Mehr noch: Sie erwartet nicht irgend­
eine Regelung, sondern eine, "von der die 
Regierung sagen kann, sie sei befriedigend". 
Nun erwartet selbst diese Regierung nicht, 
daß die Sowjetunion einen Zustand legiti­
miert, den sie immer flir unrechtmäßig und 
als gegen das sozialistische Lager gerichtet 
angesehen hat; der darin besteht, daß West­
hertin als 

"
Pfahl im Fleische der DDR", als 

Propaganda- und Aggressionszentrum des 
Westens inmitten der sozialistischen Welt 

fungiert. Ist flir diesen Fall der Vorbehalt 
gemacht worden? Glaubt die Bundesregie­
rung, mit der Aussetzung der Ratifizierung 
ein Mittel zu haben, um ihre Westhertin-Re­
gelung auch gegenüber der Sowjetunion 
durchsetzen zu können? Dieser Schluß liegt 
nahe, wenn man nicht gar annehmen soll, 
daß sie von vomherein den Vertrag nicht in 
Kraft treten lassen wollte. 
Was auch immer zutrifft, ihr Verhalten in 
dieser Sache entspricht einer Kontinuität 
der CDU/CSU-Politik. Daflir sprechen auch 
die in den letzten Wochen gesteigerten "

De­
monstrationen der Bundespräsenz" in West­
bertin. Diese Bundespräsenz hatte und hat -
obwohl von den Westmächten toleriert -
widerrechtlichen Charakter. Denn Westber­
tin ist nach der Entstehung der beiden deut­
schen Staaten als Relikt des untergegange­
nen Deutschen Reiches übriggeblieben. Auf 
dem Territorium der DDR liegend, gehörte 
und gehört es - auch nach der Auffassung 
der Westmächte - weder rechtlich noch fak­
tisch zur Bundesrepublik. Sein Status ergibt 
sich aus der geschichtlichen Entwicklung 
und der geografischen Lage: Es ist ein selb­
ständiges, gegenüber den beiden deutschen 
Staaten staatsrechtlich und politisch neutra­
lisiertes Gebiet, in dem die drei Westmächte 
ein fragwü�diges Besatzungsrecht ausüben. 
Die UdSSR wie die DDR haben denn auch 
immer wieder - teilweise durch Sanktionen 
gegen die Zufahrtswege - gegen die unrecht­
mäßige Ausübung von Hoheitsrechten prote­
stiert. Die in der gegebenen Situation vor 
allem von der CDU/CSU verstärkt 
praktizierte "Buridespräsenz" hängt mit 
ihrer Ablehnung des Moskauer Vertrages zu­
sammen. Sie möchte die Spannungen ver­
schärfen, eine Westberlin-Regelung verzö­
gern und damit den Entspannungsprozeß 
aufhalten. Die Verkehrsbeschränkungen der 
DDR sind darum als eine gerechtfertigte po­
litische Reaktion auf eine provokatorische 
Politik der CDU/CSU zu verstehen. 
Unbestreitbar muß flir Westhertin eine Rege­
lung gefunden werden. Soll sie den Frieden 
sichern und eine dauerhafte Entspannung 
bewirken, kann sie nur von der tatsächlichen 
Lage ausgehen. Weder die UdSSR noch die 
DDR erheben Ansprüche auf Westbertin. 
Eine Vereinbarung wäre möglich, wenn auch 
die Bundesregierung auf die Ausübung ho­
heitlicher Funktionen in Westhertin · ver­
zichtet und die Souveränität der DDR über 
die Zufahrtswege von und nach Westberlin 
anerkennt. 
Gegenstand des Moskauer Vertrages ist die 
Westberlin-Regelung nicht. Sie könnte den­
noch durch ihn gefördert werden, nicht 
durch Vorbehalte, sondern durch seine Rati­
fizierung. 
Herzliehst 
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Was haben die Russelt 
Am 12. April sind es zehn Jahre her, daß mit dem sowjetischen 
Kosmonauten Juri Gagarin erstmals ein Mensch in den kos­
mischen Raum vorstieß. Mehr als dreizehn Jahre sind inzwi· 
sehen vergangen, seitdem die Sowjetunion das Zeitalter der 
Raumfahrt am 4. Oktober 1957 mit dem Start von Sputnik 1 
eröffnete. 
Unbeeindruckt von den spektakulären bemannten Mondflügen 
der USA setzen sowjetische Wissenschaftler, Techniker und 
Kosmonauten ihr langfristiges Programm zur Erforschung des 
Weltraums fort. Luna 16 holte vom Mond automatisch Material 
und brachte es in die sowjetischen Laboratorien. Am 17. No­
vember 1970, um 9.28 Uhr Moskauer Zeit, rollte von der Sta· 
tion Luna 17 der automatische Forschungsapparat Lunochod 1 
auf die Mondoberfläche hinab. Das Mondauto ist seitdem mit 
der Untersuchung des Mondbodens und der kosmischen Strah· 
lung sowie mit Fernmessungen und Fernsehaufzeichnungen be· 
schäftigt - nur unterbrochen von den Mondnächten. Aus einer 
Entfernung von nahezu 400.000 Kilometern von der Erde ge· 
steuert, befährt Lunochod den Mond. Die präzise Arbeit des 

Mondfahrzeuges ist ein wahrer Triumph der Automatik. 
Was haben die Sowjets im Weltraum vor? 
Dieser Frage wollten wir nachgehen. ln einem zweiteiligen Re­
port nehmen Wissenschaftler aus der UdSSR und der DDR ex­
klusiv für elan Stellung. 
Schon jetzt ist klar: Neue Großtaten der sowjetischen Raum· 
fahrt kündigen sich an. Dr. lng. Alexander Serow lüftet den 
Schleier des Geheimnisses um die Zukunft der sowjetischen 
Raumfahrt, wenn er in seinem über die Presseagentur Nowosti 
(APN) übermittelten Exklusiv-Beitrag für elan die Prognose 
wagt: "Nach dem Mondflug wird der Mensch den Mars besu­
chen. Der. Weg zum Mars führt über Erdaußenstationen und 
möglicherweise bemannte Mondbasen. Automaten werden dem 
Menschen den Weg zum Mars bahnen." Der sowjetische Wissen· 
schaftler erläutert in diesem Beitrag die Bedeutung von Autoa 
maten wie Lunochod für die Raumfahrt!Kari-Heinz Neuman..,.. 
Leiter der Satellitenbeobach tungsstation der Zeitung "Junge 
Welt" in Berlin/DDR, den Stand und die Tendenzen der Ent· 
wicklung der Raumfahrt und Raumforschung. 

Dr.lng. Alexander Serow (UdSSR): lend betrachtet werden. Dem Röntgentele­
skop an Bord von 

"
Lunochod-!" verdan­

ktal wir wichtige Informationen über die 
kosmiscne Röntgenstrahlung. Dank den 
eigenartigen Verhältnissen, unter denen 
das Mondfahrzeug arbeitet, ist die Emp­
findlichkeit des Röntgenteleskops etwa 
zehnmal so hoch wie bei ähnlichen Unter­
suchungen mit Raketensonden. Das ist ein 
großer Vorzug! 

behrlich. Alle diese Untersuchungen ver­
langen viel Zeit und müssen mehrmals wie­
derholt werden. Es besteht in der Zukunft 
die Möglichkeit, auf dem Mond ein Netz 
von Laserreflektoren zu errichten. Mit die­
ser Aufgabe sollte man hauptsächlich 
Automaten beauftragen, denn es ist so gut 

wie unmöglich, die Reflektoren mit einem 
bemannten Raumflugkörper zu allen Ge­
bieten der Mondoberfläche zu befördern, 
in denen sie aufgestellt werden müßten. 
Bemerkenswerte Ergebnisse wurden mit 
den Apparaten zur Messung der Kennwerte 
und der Intensität der von der Sonne und 
aus der Galaxis kommenden Höhenstrah­
len, ihres Spektrums, ihrer Richtung usw. 
erzielt. Es sei hier festgestellt, daß in den 
Arbeitsperioden von 

"
Lunochod-1" mit 

keinen besonders starken Sonneneruptio­
nen gerechnet wurde. In der ersten Dezem-

Erfolgreicher Einsatz von Automaten 
Das sowjetische Mondfahrzeug "Luno­
chod-!" steht seit nunmehr viereinhalb 
Monaten im Einsatz. Während dieser Zeit 
wurde die Einsatzfähigkeit dieses völlig 
neuartigen Instruments zur Erforschung 
von Himmelskörpern unter Beweis gestellt. 
Die theoretischen Voraussetzungen, von 
denen bei der Entwickluna beweglicher 
Mondautomaten ausgegangen wurde, ha· 
ben sich bestätigt. Es wurden Wege zur 
weiteren Vervollkommnung der Bordsy­
steme erkannt. 
Die Ergebnisse des Forschungsprogramms 
dürfen ebenfalls als durchaus zufriedenste!-
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Landvermessung per Mondauto 
Ein anderes wichtiges Experiment ist die 
Laserortung des Mondes. Regelmäßige 
Präzisionsmessungen der Entfernung zwi­
schen zwei Punkten an der Mond- und an 
der Erdoberfläche sind zur Präzisierung der 
Mondbewegungstheorie und der Besonder· 
heiten der Mondvibration sowie zum Stu­
dium der Driftbewegung von Erdkontinen­
ten und der Bewegung der Erdpole unent-
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herhälfte kam es jedoch zu einer sehr hefti­
gen Sonneneruption, die durch Geräte auf 
der Erde, die Apparatur des Satelliten 
"Interkosmos", Geräte von "Luno­
chod- I" und - was besonders wichtig ist 
- die sowjetische Planetensonde 

"
Ve­

nus-7" registriert wurde, die sich zu die­
sem Zeitpunkt im Anflug auf den "Mor­
genstern" befand. Eine derartige "Vertei· 
lung" der Meßgeräte über einen mehr als 
60 Millionen Kilometer weiten Raum gab 
die Möglichkeit, Besonderheiten bei der 
Verbreitung von ErnpHonsprodukten im 
interplanetaren Raum richtig einzuschät­
zen. 
Schließlich sammelte "Lunochod-!" 
während seiner Fahrt umfangreiches stati­
stisches Material über die Beschaffenheit 
der Mondkrater und andere Besonderhei· 
ten des Mondreliefs. Es wurden auch Daten 
über die chemische Zusammensetzung des 
Mondbodens erhalten. Diese Informatio­
nen lind sowohl für die Mondforschung als 
auch für die Entwicklung der nächsten Ge­
neration von Mond- und Raumflugkörpern 
von großer Bedeutung. 

Keine Mondforschung ohne Automaten 

Welcher Art werden nun diese Apparate 
sein? 
Um diese Frage zu beantworten, müssen 
wir zunächst die Aufgaben prüfen, die die 
Menschheit zur weiteren Erkenntnis und 
Nutzung des Mondes zu lösen hat. 
Bisher bezog sich die gesamte Information 
über den Mond, die durch Direktmessun­
gen seiner Oberfläche gewonnen wurde, 
auf die sogenannten "Seegebiete". Die 
Mondkontinente konnten wir nur aufgrund 
der Untersuchungsergebnisse und durch 
künstliche Satelliten gemachten Fotos 
sowie durch Extrapolation der Daten über 
die "Seegebiete" beurteilen. Die wahren 
Daten können sich jedoch sehr erheblich 
von der Extrapolation unterscheiden. Be­
sonders starke Abweichungen sind in Ge­
bieten zu erwarten, in denen vulkaniscke 
Aktivität verzeichnet wurde. 
Daraus folgt, daß ein wirksames Mond· 
forschungsprogramm ohne automatisc}le 
Apparate undurchftihrbar ist. Es gibt noc'h 
einen anderen wichtigen Aspekt. Obwohl 
der Mond in den letzten Jahren intensiv 
erforscht wurde, lassen sich die Gebiete der 
Mondoberfläche, für welche durch Direkt­
messungen erzielte Daten vorliegen, buch­
stäblich an den Fingern abzählen. Natürlich 
reichen diese Informationen nicht einmal 
flir eine oberflächliche Vorstellung über die 
als relativ gut erforscht geltenden 

"
Seege­

biete" aus. 
"

Gut erforscht" ist ein Irrtum, 
der damit zusammenhängt, daß unser jetzi­
ges Wissen mit dem verglichen wird, was 
uns vor fünf Jahren, vor der "Lu­
na-9"-Mondlandung, bekannt war. Legen 
wir aber die geologischen Kenntnisse über 
die Erde als Maß an, so können wir uns 
leicht überzeugen, daß das 

"
Mondgepäck" 
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der Menschheit mehr als bescheiden ist. 
Um es zu ergänzen, ist nur eins erforder­
lich: Erforschung einer möglichst großen 
Anzahl von Mondgebieten, Sammlung sta­
tistischer Daten durch die Durchführung 
von gleichartigen (selbst sehr einfachen) 
Experimenten an verschiedenen Stellen der 
Mondoberfläche. Es liegt auf der Hand, 
daß es sinnlos wäre, bemannten Expeditio­
nen ein derartiges Programm zu übertragen. 
Den Menschen soll man mit komplizierte­
ren und einmaligen Untersuchungen beauf­
tragen, deren Programm aufgrund der 
durch automatische Mittel gelieferten In­
formationen sorgfältig eingeplant sein 
müßte. 
Schwere bodenständige automatische 
Mondstationen können in der gegenwärti­
gen Etappe ebenfalls kaum zu den er­
wünschten Ergebnissen führen. Zweifellos 
wird man sie brauchen, aber ihr Wirkungs­
bereich kann nie sehr groß sein. Es er­
scheint notwendig, das Versuchsprogramm 
für solche Stationen ebenfalls aufgrund der 
Analyse von Primärinformationen zusam­
menzustellen. Es dürfte also klar sein, daß 
das wirksamste Mittel zur Erweiterung un­
serer Kep.ntnisse über den Mond Mondfahr­
zeuge sind. Die Prüfung der Arbeitsergeb­
nisse des ersten dieser Fahrzeuge zeigt, daß 
solche Geräte flir die Fahrt in den 

"
Seege­

bieten" des Mondes ausreichend gelände­
gängig sind. Offensichtlich wird "Luno­
chod" aber auch in einem schwierigeren 
Gelände nicht versagen. 

Der automatische Mondmöbelwagen 

Die Ergebnisse werden besonders ein· 
drucksvoll sein, wenn es gelingt, Automa­
ten vom Typ "Luna-16" und "Luna-17" 
im Rahmen ein und desselben Programms 
einzusetzen. Diese Variante wurde bereits 
in der Presse erwähnt: Das Mondmobil 
sammelt während der Fahrt Gesteinspro­
ben, fotografiert die bemerkenswertesten 
Objekte und verpackt dann die ganze Aus­
beute in den Rückkehrapparat. 
Von einer solchen, wenn auch schwierigen, 

"
Symbiose" dürfen wir uns viel verspre­

chen. 
Bevor die Mondforschung mit beweglichen 
Geräten auf die Rückseite unseres natürli­
chen Trabanten ausgedehnt wird, müssen 
em1ge schwerwiegende Navigationspro­
bleme gelöst werden. 

"
Lunochod-!" wird 

bekanntlich von der Erde aus von einer 
fünf Mann starken Besatzung gelenkt. 
Damit 

"
Lunochod" außerhalb der Zone 

der direkten Erdsicht arbeiten kann, müßte 
man entweder Mond-Nachrichtensatelliten 
benutzen oder zur völlig autonomen Steue­
rung übergehen. Technisch könnte das Pro­
blem der autonomen Steuerung mit Hilfe 
von Video-Kontrollgeräten gelöst werden, 
die Informationen über die Geländebe­
schaffenheit auf der Fahrstrecke sammeln 
und einem Bordcomputer zur Auswertung 
dieser Informationen zuleiten würden. Ein 

Am 17. November 1970: Luna 17 hat 
Lunochod I auf den Mond gebracht. Das 
Auto verläßt die Mondfähre Luna 17. 
Solche Mobile werden den Raumfahrern 
bei bemannten sowjetischen Flügen zum 
Mond und zu den Planeten die Arbeit 
erleichtern. (Zeichnung) 

Lunochod I auf der Landefähre von 
Luna 17, bevor es auf die Mondoberfläche 
rollt. Das Foto wurde vom Bord-Foto-Tele­
meter des Mondautos aufgenommen. Deut­
lich ist die Mondoberfläche zu erkennen; 
oben: Antenne von Lunochod I. 



Was ist was? 

Drift - Treibbewegung eines Körpers oder e·lner 
Masse 

Laserreflektor - Gerllt zur Erzeugung von Laser· 
strahlen; Laserstrahlen sind gebündelte, parallel 
verlaufende Lichtstrahlen. 

Galaxis - Milchstraße; ein System eng beleinander­
liegender Sterne, zu dem auch unser Sonnen· 
system gehört. 

Sonneneruptkln - "Vulkan"-Ausbruch auf der Sonne, 
bel dem große Energien frei werden; sie erzeugen 
Im erdnahen Raum eine verstärkte ultraviolette, 
für Kosmonauten lebensgefährliche Strahlung. 

Extrapolation - ein bestimmtes Rechenverlahren, 
das besonders ln der Astronomie verwendet wird. 

Primärinformation - Direkte Informalion über einen 
Sachverhalt; sie muß nicht aus anderen Beob­achtungen und Gesetzen hergeleitet werden. 

Symbiose - "Lebensgemeinschaft" von Organismen, 
die aufeinander angewiesen sind, um existieren 
zu können. 

Navigation - Steuertechnlk, Steuerung auf Grund 
vorheriger Feststellung des eigenen Standortes. 

autonom - selbständig, unabhängig. 

Asteroid - auch "Planetoid" genannt. Zwischen Mars 
und Juplter kreisen etwa 1500 dieser "Mini"· 
Planeten um die Sonne. 

Trabant - oder auch: Satellit. Natürliche oder künst­
liche Planetenbeglelter. Die Erde hat einen na· 
türliehen (den Mond), der Mars z. B. zwei. 

solches kompliziertes System wird zur 
Lösung einer Anzahl interessanter Aufga­
ben unentbehrlich sein. Sogar in der Zone 
der direkten Funksicht würde bei einem 
autonomen Steuerungssystem die Fahrge­
schwindigkeit des Mondmobils beträchtlich 
zunehmen können. 
In Zukunft werden bemannte Mondexpe· 
ditionen oder bemannte Mondstationen 
wahrscheinlich derartige Verkehrsmittel 
mitführen, damit die Kosmonauten durch 
die Steuerung nicht allzusehr in Anspruch 
genommen werden. 

Auch auf dem Mars: Sowjetautos 

Auch für unbemannte Marsfahrzeuge wird 
ein autonomes Lenksystem absolut unent­
behrlich sein. Die Funkwelle braucht 
nämlich flir den Flug zum Mars und zurück 
zur Erde mindestens sieben Minuten. Woll­
te man ein Marsmobil von der Erde aus 
lenken,. so müßte es natürlich dicht in der 
Nähe der "einsehbaren" Landungsstelle 
bleiben, und das ganze Forschungspro­
gramm wäre ziemlich wirkungslos. 

Bei anderen Himmelskörpern werden im 
Prinzip die gleichen Anforderungen wie 
beim Mars gestellt. Allerdings ist die ,,Aus­
wahl" nicht groß: Merkur, Venus, größere 
Satelliten der Riesenplaneten und größere 
Asteroiden. Kleinere Planetensatelliten wie 
Phobos oder kleine Asteroiden wie Hermes 
sind für Radschlepper von der Art des 
"Lunochod" nicht der geeignete "Fahr· 
platz". Zum Unterschied von den großen 
Planeten und Satelliten haben nämlich die 
kleinen Himmelskörper in der Regel ein 
stark durchschnittenes Gelände. Auch un­
terscheidet sich ihre Form stark von der 
Sphäre. 

Bei der Entwicklung von beweglichen 
Apparaten für Venuseinsatz müssen sich 
die Konstrukteure neben den bereits er­
wähnten noch auf andere Schwierigkeiten 
gefaßt machen. Es handelt sich um den 
hohen Druck und die hohe Temperatur an 
der Oberfläche dieses Planeten. 

Für andere Planeten würde ich folgende 
Prognose wagen. Nach dem Mond wird der 
Mensch den Mars besuchen. Der Weg zum 
Mars führt über Erdaußenstationen und 
möglicherweise bemannte Mondbasen. 
Aber der Mars wird schon lange vor der 
ersten bemannten Landung durch automa­
tische Geräte gründlich erforscht sein. 
Automaten werden dem Menschen den 
Weg zum Mars bahnen. 

Außer dem Mars und dem Mond sind flir 
bemannte Expeditionen der Merkur, Aste· 
roiden und die Trabanten einiger Planeten 
zugänglich. Die äußeren und die Riesenpla­
neten eignen sich für die bemannte Lan­
dung ebensowenig wie die Venus. Deshalb 
können Planeten des Sonnensystems in 
absehbarer Zukunft nur mit Automaten 
erforscht werden. • 
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Kari-Heinz Neumann (DDR): 

1957: Der Sp utnik-Schock 

Der erste sowjetische Sputnik löste bei den 
herrschenden Kreisen und den "Raum­
fahrtexperten" der USA den, wie sie selbst 
vielfach äußerten, "Sputnik-Schock" aus. 
Da schon zu dieser Zeit ersichtlich war, 
daß die Vanguard-Rakete keine großen 
Hoffnungen versprach, beeilte man sich, 
eine militärische Kurzstreckenrakete mit 
der Bezeichnung Redstone für den Start 
des ersten amerikanischen Satelliten umzu­
rüsten. Als Oberstufen wurden Bündel von 
Feststoffraketen benutzt, die ebenfalls be­
reits zu dieser Zeit einsatzsicher waren. 
Der zweite sogenannte Schock für die USA 
war der Raumflug Juri Gagarins. Dieser 
erste Menschenflug führte dazu, daß der 
damalige Präsident John F. Kennedy das 
sogenannte Nationale Raumfahrtprogramm 
der US"A verküridete. Dieses sah vor, bis 
zum Jahre 1970 einen Amerikaner zum 
Mond und wieder zur Erde zurückzubrin­
gen. Dieses damals festgelegte Programm 
sollte das Prestige dieses Landes wieder he­

ben. Schon im Jahre 1961 war dieses Pre­
stige der USA stark angeschlagen. Erinnert 
sei dabei nur an die fehlgeschlagene lnva­
·sion. in Kuba, das Debakel in der Schweine­
bucht. Heute ist dieses Prestige völlig zer­
stört, infolge der lndochina-Aggression. 
Durch das Nationale Raumfahrtprogramm 
war die Hauptentwicklungsrichtung der 
amerikanischen Raumfahrt in eine ganz be­
stimmte Linie gepreßt worden. Daß diese 
Entwicklungslinie nicht diejenige war, bei 
der mit geringstem Aufwand der größte 
Nutzen zu erreichen ist, zeigte sich in den 
letzten I 0 Jahren in immer deutlicherem 
Maße. Dieses Apollo-Programm verschlang 
von 1961 an jährlich bis zu 7 0 Prozent des 
gesamten zivilen Raumfahrtbudgets der 
NASA. Bis zur ersten Mondlandung von 
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Armstrang und Aldrin waren allein für das 
Apollo-Projekt 25 Milliarden Dollar ausge­
geben worden. Viele andere Projekte wur­
den gekürzt, zurückgestellt oder gestrichen. 

Apollo- und nichts weiter ... 

Begleiterscheinung des Apollo-Programms 
war aber, daß nun in der weiteren Entwick­
lung der amerikanischen Raumfahrt eine 
Lücke entstand. Nur noch drei Apollo­
Mondflüge werden stattfinden. Die Produk­
tion der speziell hierfür entwickelten 
Superrakete Saturn 5 ist nach 20 Exempla· 
ren eingestellt worden. Aus finanziellen 
Gründen müssen die USA wieder auf weni­
ger kostenaufwendige Raketen in der 
Raumfahrtentwicklung zurückgreifen. Er­
kannt haben auch die führenden Raum­
fahrtfachleute, daß der Menschenflug zum 
Mond zwar in der Welt ein großes Aufse· 
hen erregen kann, daß aber die dafür not­
wendigen Kosten in keinem Verhältnis zu 
dem Nutzen stehen. Deshalb wurden einige 
der Saturn 5-Raketen bereits für eine an­
dere Zielstellung, nämlich den Aufbau 

einer experimentellen Raumstation für das 
Jahr 1973 abgezweigt. Führende Fachleute 
der USA haben erkannt, daß der von der 
Sowjetunion gewählte Weg in der Raurn­
fahrtentwicklung doch der günstigere und 
nutzbringendere ist. 

Der Plan der Sowjetunion 

Die Sowjetunion ging in der Raumfahrtent­
wicklung absolut planmäßig vor, wobei fUr 
die einzelnen Unternehmen nicht be­
stimmte Prestigefragen ausschlaggebend 
waren. Vielmellr war jedes Raumfahrtun­
ternehmen so angelegt, daß unter Nutzung 
der beherrschten Technik ein Maximum an 
wissenschaftlichen Informationen zu erzie­
len ist. Außerdem baute jeweils ein U-­
nehmen auf Erfahrungen des vor ... • 

gangenen auf. 
In den ersten Jahren der Raumfahrtent­
wicklung waren es jährlich nur relativ we­
nige einzelne Starts, die erfolgten. 1957/58 
waren es drei Sputniks. Der erste stellte 
einen Testflugkörper dar. Der zweite führte 
neben wissenschaftlichen Untersuchungen 
erste biologische Experimente mit der 
Polarhündin Laika aus. Der dritte Sputnik 
mit bereits fast I ,5 Tonnen Masse, stellte 
ein umfangreiches physikalisches Laborato­
rium dar, mit dem erste Messungen der 
physikalischen Parameter des erdnahen 
kosmischen Raumes erfolgten. Fast zwei 
Jahre arbeitete die Sendeanlage dieses 
Satelliten. 
Das Jahr 1959 war gekennzeichnet durch 
drei Mondflugunternehmungen der Sowjet­
union. Während Luna I den Raum zwi­
schen Erde und Mond und den Raum in 
der Nähe des Mondes bezüglich der 

·
ii-

kalischen Parameter untersuchte, e 
Luna 2 bis zur Mondoberfläche hinge t. 
Die Meßinstrumente waren bis zum Mo­
ment des Aufschlags in Tätigkeit. Damit 



ließen sich die Verhältnisse im mondnahen 
Raum erst einmal grundsätzlich untersu­
chen. Der dritte Mondflugkörper, Luna 3, 
dagegen hatte die Aufgabe, den Mond in 
einem weiten Bogen zu umfliegen (wobei 
die Gravitation des Mondes zu dieser Bahn­
änderung ausgenutzt wurde). Luna 3 lie­
ferte die ersten Bilder von der Rückseite 
unseres natürlichen Trabanten Mond. 

Das Jahr 1960 und die ersten Monate des 
Jahres 1961 waren der direkten Vorberei­
tung des Menschenfluges gewidmet. Fünf 
unbemannte Raumschiffe wurden in die­
sem Zeitraum von der Sowjetunion gestar­
tet, dann folgte der erste Menschenflug. 
Vom Jahre 196 2 an begann die sowjetische 
Raumfahrt in immer stärker werdendem 
Maße komplexen Charakter anzunehmen. 
fA dem Start des ersten Satelliten der 
�mos-Serie am 16. März 1962 war der 
Auftakt für die intensive, umfassende und 
detaillierte Erforschung des erdnahen kos­
mischen Raumes gegeben worden. Fast 
400 derartige Satelliten sind bis zum heuti­
gen Tage gestartet worden. 
Aus dieser Serie gingen außerdem weitere 
neue Raumschifftypen hervor. So das 
mehrsitzige Raumschiff Woßhod, mit dem 
am 12. Oktober 1964 erstmalig drei Kos­
monauten (zwei davon Wissenschaftler) die 
Erde umkreisten und aus dem am 18. März 
1965 erstmalig ein Mensch durch eine 
Luftschleuse sein Raumschiff verließ. Es 
war der sowjetische Kosmonaut Alexej 
Leonow. 
Auch die heute verwendeten Sojus-Raum­
schiffe haben zahlreiche unbemannte Vor­
gänger in der Kosmos-Serie. Die Koppelung 
von zwei Raumflugkörpern in der Umlauf­
bahn wurde - bevor Menschen sie ausführ­� durch die Satelliten Kosmos 186 und -sowie 212 und 213 realisiert. Auch die 
Sojus-Raumschiffe haben also ihre Vorläu­
fer in dieser Serie. 
Auch diejenigen Satelliten, die heute zum 

Es gibt viele 
Platten ... 
(Schnulzen, Schlager, Schieber, Schaurige, 
Schlechte, Schadhafte, Schrullige, Schrille, 
Schräge, Sch .... etc.) 
Sie werden meistens nur einmal gespielt 
und dann verstauben sie. 

Unser Angebot Ist da ganz anders: 

Revolutionäre Lieder und Folklore aus 
allerWeit 
(Sie sollten den Gesamtkatalog bei uns 
schnellstens bestellen!) 

Eine Kostprobe als Platte des Monats: 
Hootenanny 
mit Pete Seeger 
(Sollten Sie diese Platte bis zum 30. 4. 71 
bestellen, erhalten Sie sie zum Sonder­
preis von 18,- DM.) 

praktischen Nutzen eingesetzt werden, 
wurden experimentell in der Kosmos-Serie 
erprobt. Es sind dies einmal die Wetterbe­
obachtungssatelliten, die jetzt die Bezeich­
nung Meteor tragen, und zum anderen die 
aktiven Nachrichtensatelliten für Funk-, 
Fernseh- und Informationsübermittlung 
der Serie Molnija 1. 

Zunächst Raumstation .. . 

Die Entwicklung der bemannten Raum­
fahrt der Sowjetunion zielt, wie seit eini­
gen Jahren deutlich wird, auf den Aufbau 
einer bemannten Raumstation. Auf diesem 
Sektor der Raumfahrt ist jetzt der Zeit­
punkt herangereift, bei dem der Einsatz 
des Menschen sinnvoll und nutzbringend 
wird. Die Vielzahl der Kosmos-Satelliten 
dient der automatischen Untersuchung und 
Erforschung der vielfäHigsten Probleme, 

.die die Hochatmosphäre der Erde, das Ge­
schehen auf der Erde sowie auch astrono­
mische bezw. astrophysikalische Probleme 
betreffen. Die Haupt- und auch die Rou­
tinearbeit wird weiterhin diesen automa­
tischen Laboratorien vorbehalten sein. Auf 
diesem Gebiet allerdings wird jetzt der Ein­
satz des Menschen in Raumstationen loh­
nend. Die Sojus-Unternehmungen der letz­
ten Jahre waren notwendige technisch-wis­
senschaftliche und medizinisch-biologische 
Vorarbeiten. 
Daneben liefen Entwicklungen für die Er­
forschung unserer Nachbarplaneten. Die 
Sowjetunion konzentrierte sich dabei vor 
allem auf den bisher rätselhaftesten Plane­
ten Venus. Am 12. Februar 1961 bereits 
startete die erste Venus-Sonde.,Venus 7 -
genauer gesagt der Instrumentenbehälter -
erreichte am 15. Dezember 1970 die Ober­
fläche und sendete erstmalig direkte Meß.. 
werte dieses heißen Planeten zur Erde. 
Daneben wurde der Erforschung des Mon­
des ebenfalls große Aufmerksamkeit gewid-

met. Die sowjetische Sonde 3 lieferte im 
August 1965 weitere Bilder von der Mond­
rückseite, wobei hier nun auch das Gebiet 
erfaßt wurde, welches von Luna 3 19 59 
nicht aufgenommen werden konnte. Am 
3. Februar 1966 gelang es erstmalig, eine 
betriebsfähige Instrumentenkapsel weich 
auf der Oberfläche unseres natürlichen Tra­
banten zu landen (Luna 9). Damit erhielt 
die Wissenschaft erstmalig Feinstrukturbil­
der der Mondoberfläche mit Details herab 
bis zu Milimetergröße. Es folgten weiterhin 
die ersten künstlichen Satelliten des Mon­
des. 

• . .  dann Menschenflug 

Vom Jahre 1968 an, beginnend mit 
Sonde 5, waren Raumflugkörper im Ein­
satz, die den Mond umflogen, zahlreiche 
Fotos machten, Meßwerte sammelten und 
dann wieder auf der Erde landeten. Der 
nächste wesentliche Schritt war das Unter­
nehmen Luna 16: Mit Hilfe eines automati­
schen Gerätes wurde nach der weichen 
Landung Mondmaterial entnommen und 
dieses ebenfalls wieder automatisch in die 
irdischen Laboratorien der sowjetischen 
Wissenschaftler gebracht. Luna 17 schließ­
lich transportierte ein von Wissenschaftlern 
auf der Erde ferngelenktes Fahrzeug auf 
den Mond. Die führenden Wissenschaftler 
bestimmen die Forschungsaufgaben dieses 
Mondfahrzeuges aus einer Entfernung von 
rund 400.000 km. 
Lunochod I wird nicht das einzige Mond­
forschungsfahrzeug bleiben. Auch Planeto­
chods werden folgen. Erst dann, wenn die 
Hauptforschungsarbeit durch unbemannte 
ferngelenkte Laboratorien vollbracht ist, 
dann also, wenn der Einsatz des Menschen 
einen höheren Nutzen verspricht als der 
von Automaten, werden auch sowjetische 
Kosmonauten zum Mond und später zu 
den anderen Planeten flie�en. • 

Weltkreta-Verlags-GmbH 
Schallplatten 

48 Dortmund 

Brüderweg 16 
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Aktionen gegen Rechts 
IG Druck und Papier-Bundesjugendkonferenz 

Die erste Bundesjugendkonfe­
renz einer DGB-Gewerkschaft im 
Jahr der arbeitenden Jugend 
setzte Maßstäbe. 17 000 jugend­
liche Mitglieder wurden durch 
die 70 Delegierten der 4. Bun­
desjugendkonferenz der IG Druck 
und Papier vertreten, die vom 
12. - 1 4. März: in Springen im 
Taunus stattfand. 
Mit großem Engagement verab­
schiedeten die Delegierten eine 
Liste von Forderungen, die den 
Einfluß der Jugendvertretungen 
im Betrieb stärken sollen. Im 
Hinblick auf die anstehende Ver­
abschiedung eines neuen Be­
triebsverfassungsgesetzes durch 
den Bundestag kommt diesen 
Forderungen eine verstärkte Be­
deutung zu: sind doch die For­
derungen der Gewerkschaften in 
der Regierungsvorlage kaum be­
rücksichtigt. Die Delegierten 
lehnten alle Bestrebungen ab, 
die betrieblichen Vertretungen 
der Belegschaften an ein angeb­
liches "Gemeinwohl" oder eine 
"Friedenspflicht" zu binden. 

Ferner wurde eine Neufassung 
des Berufsbildungsgesetzes ge­
fordert, in der endlich die For­
derungen der Gewerkschaftsju­
gend verwirklicht werden. Außer­
dem wurden Forderungen zu ei­
ner Neufassung des Jugend­
arbeitsschutzgesetzes erhoben. 
Hier einige Forderungen: 

e Verbot der Bescl'läftigung Ju­
gendlicher unter 18 Jahren au­
ßerhalb von Ausbildungsverhält­
nissen, 

e Mitbestimmungs- und Veto­
rechte der Gewerkschaften bei 
der personellen Btlsetzung und 
Tätigkeit der Gewerbeaufsichts­
ämter, 

e Schaffung überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten, die nicht 
mehr der Kontrolle der I ndustrie­
und Handelskammer unterste­
hen, 

e Schaffung einer einheitlichen, 
mindestens zehnjährigen inte­
grierten Gesamtschule mit poly­
technischem Unterricht für alle 
Jugendlichen, dazu noch 
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e Herabsetzung des Volljährig­
keitsalters auf 18 Jahre sowie 

e Prozenttarif für Lehrlinge und 

e gleichen Lohn für gleiche Ar­
beit bereits im ersten Gehilfen­
jahr. 

Einstimmig verurteilten die De­
legierten einen Bevormundungs­
versuch des Hauptvorstandes ih­
rer Gewerkschaft, der es dem 
Bundesjugendausschuß verboten 
hatte, zum Kongreß Vertreter der 
SDAJ als Gäste einzuladen. Sie 
verlangten außerdem in Sat­
zungsänderungsanträgen an den 
Gewerkschaftstag der IG Druck 
und Papier eine größere Selb­
ständigkeit der tungen Gewerk­
schafter. 
Eine Reihe von Anträgen und 
Resolutionen behandelte gaseil­
schaftspolitische Probleme. 
So forderten die Delegierten die 
Schaffung eines demokratischen 
Miet- und Bodenrechtes und die 
Beseitigung jenes "kriminellen 
Verhältnisses", das 1 ,7 Prozent 
der privaten Haushalte der Bun­
desrepublik 70 Prozent des ge­
samten Produktiwermögens ga­
rantiert. 
Die 4. Bundesjugendkonferenz 
begrüßte die Verträge von Mos­
kau und Warschau und forderte 
ihre "baldige Ratifizierung". Ver­
urteilt wurden "CSU, CDU, NLA. 
FDP und die reaktionären Kräfte 
in der SPD", die bisher eine Ra­
tifizierung der Verträge verhin­
derten. 
ln einer einstimmig angenom­
menen Entschließung bedauerten 
es die Delegierten, "daß der 
Antikommunismus selbst in Be­
schlüssen der SPD wieder le­
bendig" geworden sei. Sie wie­
sen ferner auf die Gefahr des 
Rechtskartells hin und warnten 
vor jeder Verharmlosung der Re­
aktion: .Der Feind steht rechts! 
Weiter: "Nur ein Aktionsbündnis 
aller demokratischen Kräfte 
kann uns ein zweites 1 933 er­
sparen. Wir fordern alle demo­
kratischen Organisationen auf, 
sich diesem Aktionsbündnis trotz 
gegenteiliger politischer Auffas-. 
sungen anzuschließen. "  

Kongreß 

"Arbeiterjugend contra 
Monopole" • 
elan sprach mit einem der Initiatoren 

Jugendvertreter, Jugendvertrau­
ensleute, Betriebsräte und Ge­
werkschaftsjugendfunktionäre ha­
ben die Initiative zum Kongreß 
"Arbeiterjugend kontra Mono­
pole" ergriffen. Einer ist Nor­
bert Hüwel, Vorsitzender der Be­
triebsjugendvertretunq der 
Hoesch-Westfalenhütte in Dort­
mund. Von ihm wollten wir wis­
sen, was von dem Kongreß zu 
erwarten ist. 

elan: Wer unterstützt den Kon­
greß und wann und wo soll er 
durchgeführt werden? 

Norbert Hüwel: Bis jetzt haben 
weit über hundert Betriebs- und 
Gewerkschaftsfunktionäre den 
Aufruf zum Kongreß untersch rie­
ben. Un­
terstützt werden wir auch von 
der Naturfreundejugend, Landes­
verbände Rheinland, Baden und 
Saar sowie der SDAJ. 

Der Kongreß soll am 22./23. Mai 
1 971 in einer Stadt des Ruhr­
gebietes stattfinden. 

elan: Wer kann am Kongreß 
teilnehmen ? 

Norbert Hüwel: An diesem Kon­
greß sollen besonders Lehrlinge, 
junge Arbeiter und Angestellte, 
Jugendvertreter und Jugendver­
trauensleute teilnehmen. Für uns 
ist ganz klar, daß der Kongreß 
offen ist für die Arbeiterjugend, 
aber geschlossen ist für alle 
Grüppchen, die nur die gemein­
same Aktion verhindern wollen. 

elan: Wie sieht die Vorbereitung 
des Kongresses aus? 

Norbert Hüwel: Kollegen aus al­
len Teilen der Bundesrepublik 
haben örtliche Aktionen für bes­
sere Berufsausbildung und für 
das Mitbestimmungsrecht der 



Jugendvertreter 
Außerdem werben 
tere Unterzeichner 
ruf. 

angekündigt. 
wir um wei­
für den Auf-

elan : Wie wird der Kongreß ab­
laufen? 

Norbert Hüwel: Was die Orga-•. tion betrifft, sind wir noch 
bis in alle Einz.elheiten ge­

an. Das beschließen wir im 
lnitiatorenkreis. Was den Inhalt 
betrifft, sollte es meiner . Mei­
nung nach um drei Schwerpunk­
te gehen: Kampf für ein neues, 
besseres Berufsbildungsgesetz; 
Durchsetzurig des Mitbestim-

Nicht 
den 

mungsreehtes der Jugendvertre­
ter; Lehrlingsentlohnung. 
Wir werden dabei die Schuldi­
gen beim Namen nennen. Unser 
Kongreß richtet sich gegen die 
Reichsten der Reichen, gegen 
die Mächtigen der großen Kon­
zerne. 

elan: An wen muß man sich wen­
den, wenn man weitere Fragen 
hat, oder den Aufruf unterstüt­
zen will? 

Norbert Hüwel: Wir sind erreich­
bar über die Adresse unseres 
Kollegen Rainer Deutschendorf, 
437 Mari, Kampstraße 38. 

Lehrlings-Pr-essespiegel 
Aus Betriebs- und Lehrlingszeitungen 

Schluß mit dem alten 
Mief- Prozenttarif 

Diese Losung hielten Lehrlinge 
der BASF und anderer Chemie­
betriebe ihren Bossen (Timm und 
Co.) entgegen. 
Es geht darum, daß Lehrlinge 
einen prozentualen Anteil vom 
Lohn des Facharbeiters erhalten 
sollen, und zwar 
im 1. Lehrjahr 
Im 2. Lehrjahr 
im 3. Lehrjahr 
Das ist die Forderung 
Chemie und der SDAJ. 

60% 
70% 
80% 

der IG 

Folglich würde bei jeder Lohn­
erhöhung auch das Lehrlingsent­
gelt steigen! 
Doch dagegen wehren sich die 
Bosse. Sie befürchten, den "billi­
gen Hilfsarbeiter" Lehrling jetzt 
teuer bezahlen zu müssen! Sie 
wollen die sogenannte "Ausbil­
dungsbeihilfe" beibehalten. Die 
Lehrlinge kontern mit Losungen 
wie: "Auch wenn Timm sich quer­
stellt - Prozenttarif und kein 
Lehrgeld" und "Wenn der Timm 
nicht zahlen will, legen wir die Ar­
beit still." 
Aus: "Der rote Wecker", Offen­
bach, Nr. 1/71. 

DG B-Lehrllngstreffen 
in ltzehoe 

ltzehoer Lehrlinge haben die Ini­
tiative ergriffen. 
Ende Oktober 1970 tagten im Haus 
der Jugend die Kreisjugenddele­
gierten der im DGB vertretenen 
Gewerkschaften. Die Delegierten 
diskutierten über Probleme der 
Lehrlingsausbildung und über 
Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Lage der Lehrlinge im Kreis 
Steinburg. 
Auf dieser Versammlung wurde 
beschlossen, ein DGB-Lehrlings­
zentrum zu gründen. An jedem 
Mittwoch treffen sich um 19.30 Uhr 
in der Ritterstraße 14 (DGB-Haus) 
Lehrlinge, die gemeinsam beste­
hende übel in der Lehrlingsaus­
bildung abstellen wollen. Hier ha­
ben organisierte und unorgani­
sierte (die soll es auch noch ge-

ben) Lehrlinge die Möglichkeit, 
gemeinsam Aktionen gegen diese 
Ausbildung zu ··führen, sich über 
ihre Rechte zu informieren und 
gemeinsam Probleme zu bespre­
chen. Wir wollen mit allen fort­
schrittlichen Kräften, die bereit 
sind, sich für die Lehrlinge einzu­
setzen, zusammenarbeiten. Nach­
dem wir uns mit den bestehenden 
Gesetzen beschäftigt haben, sol­
len im Januar Aktionen folgen.Wir 
bitten alle Kollegen, kommt zum 
Lehrlingszentrum und arbeitet mit 
uns zusammen I Stärkt durch euren 
Gewerkschaftseintritt die Organi­
sation! 
Wir können gemeinsam unsere 
Lage verbessern und gegen Un­
ternehmerwillkür vorgehen. 
Aus: "Der Stift", ltzehoe, Nr. 3/71 

Früh wird getrimmt, 
wer gehorchen soll 

Es ist einfach rührend, wie be­
sorgt die Betriebsleitung über un­
sere Gesundheit und Konzentra­
tionsfähigkeit wacht. Wir dürfen 
in der Lehrwerkstatt nur während 
der Pausen und dann auch nur an 
bestimmten Stellen rauchen. Die 
Herren Ausbilder scheinen aber 
nicht über eine so labile Gesund­
heit wie wir Lehrlinge zu verfü­
gen, denn sie rauchen munter 
weiter - und das überall. Es 
wäre vielleicht angebracht, die 
Ausbilder in die umfassende Für­
sorge mit einzubeziehen. Es geht 
den VW-Bossen aber nicht um un­
sere Gesundheit und um unser 
Wohlbefinden. Das Erlassen von 
Verboten ist schon seit eh ein 
Mittel der Herrschenden, uns zu 
diszipllni�ren, uns unmündig zu 
halten. Wir sollen gehorchen ler­
nen, daher diese unsinnigen Ver­
bote. Denn die Bosse können 
keine selbständig denkenden Ar­
beiter gebrauchen. Ihr Ausbil· 
dungsziel ist es, aus uns willige, 
gut funktionierende Fachidioten 
zu machen: 
Aus: .. Roter Buggy", 
VW-Werk Baunatal, Nr. 1/71 
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Hans Jochen Michels 
Wolfgang Pfeiffer 
unter Mitarbeit von 
Rechtsanwalt Dr. 
Paul Matzner 

Lehrlings­

buch 
60 Seiten, DM 2,-

Am Beispiel der Essener 
Lehrlingsgemeinschaft stellt das 
"Lehrlingsbuch" 
Entstehung, Kampf und Kampf­
methoden einer Lehrlings­
gruppe dar - als Aufforderung 
zur Nachahmung. Am Beispiel 
des Hamburger-Arbeiterjugend­
gerichts, des Krupp-Tribunals 
und an ähnlichen Aktionen 
zeigt es, wie der Kampf der 
Arbeiterjugend gegen die 
Großkonzerne geführt werden 
kann und muß. Es zeigt, wie 
Solidarität und Einheit in der 
Aktion zum Erfolg führen. 

Konsequent werden im 
"Leh rl i ngsbuch" 
vom Standbuch der Arbeiter­
klasse und der marxistischen 
Theorie die Ursachen der 
Berufsausbildungs-Misere auf­
gedeckt und die wichtigsten 
Forderungen und Reform­
vorschläge untersucht. 

Verlag 

Marxistische 

Blätter GmbH 

6 Frankfurt/M Meisengasse 1 1  

Aufruf 
zum KongreO 

Wir wenden uns an unsere jungen Kolleginnen und 
Kollegen ln den Betrieben und Büros, en die Lehr· 
IInge, jungen Arbeiter und Angestellten. An die 
Jugendvertreter. An unsere jungen Gewerkschafts· 
kollegen und Vertrauensleute. An die Berulsschul­
t�Precher und Berulsschultagessprecher. An die Ar­
belterjugendorganisationen und Lehrlingszentren -
1111 alle, die mit uns den Kampf für unsere grund­
legenden Rechte und gegen den Hauptfeind der Ar· 
belterjugend führen wollen. 

Der Hauptfe·ind, das sind: die Reichsten der Reichen. 
Die Besitzer und Kommandeure der großen Konzerne 
und Banken. Die mit Ihren Milliarden Politik machen 
und die dafür Ihre Strauß, Guttenberg und Pohle. 
haben. Kurzum: die Monopole. Wir wenden uns an 
diejenigen, die n·icht die Hände in den Schoß legen, 
die nicht auf ein "gütiges" Schicksal oder auf Ver­
sprechungen bauen, sondern erkannt haben: 

Wir müssen gemeinsam, Lehrlinge, junge Arbeiter 
und Angestellte, Jungen und Mädchen, Gewerkschaf­
ten und Arbelterjugendorganlsatlonen, unsere For· 
derungen gegen die großen Bosse durchsetzen. 

Im letzten Jahr haben Lehrlinge, junge Arbeiter und 
An9estellte, für bessere Berufsausbildung demon­
strlilrt; Tribunale gegen Großkonzerne organisiert; 
sln41 für Prozenttarif auf die Straße gegangen. Des­
hai., wird ln der letzten Zelt viel über sie geredet. 
Die CDU tönt mit lauten Worten auf Ihrem Parteltag 
über die Verbesserung der Berufsausbildung. Am 
Ende kam heraus: nlchs für die arbeitende und ler­
nende Jugend, alles für die Unternehmer. 

Die Bundesregierung legte dem Bundestag den Ent­
wurf für ein .neues" Betriebsverfassungsgesetz vor: 
von Mitbestimmung keine Spur! Das Großkapital 
kann mit dem Regierungsentwurf des Betriebsver· 
fassungsgesetzes zufrieden sein, denn dieser Gesetz­
entwurf wird seine Herrschaft im Betrieb unange­
tastet lassen. 

Bald Wird das Berufsbildungsgesetz seinen 2. Ge­
burtstag "feiern" - für die Arbeiterjugend wird es 
eine Trauerfeier sein. Für alle Unternehmer ein Freu­
denfelll. Denn dieses Gesetz Ist Ihr Instrument gegen 
unsere lnteresaen. 

Die Jugendvertreter ln den Betrieben sind nach wie 
vor von jeglicher Mitbestimmung ausgeschlossen. An 
der miaerablen Berufsausbildung Ist nichts besser, 
nichts demokratischer geworden. Nach wie vor wer­
den wir Lehrlinge ausgebeutet und nicht ausgebildet. 
Nach wie vor werden wir betrogen, belogen, um 
unsere einfachsten Rechte geprellt. 

Je offei'ISichtilcher die rechtlose Situation der arbel­
Ienden 11nd lernenden Jugend wird, je mehr die Ju­
gendlichen sich dagegen auflehnen, desto mehr ver­
suchen die Monopole und die herrschenden Partelen 
uns Sand ln die Augen zu streuen. Aber die Augen 
einfach Zllmachen - das Ist keine Lösung. 

Unsere 21ukunft bestimmen 
nach wie vor die Unternehmer. 

Wir machen da nicht mehr mit! Wir nennen die Haupt­
schuldigen beim Namen und führen den Kampf gegen 
sie: die Herren des Großkapitals, die Monopole, die 
Flicks, Abs, Thyssena - und wie sie sonst noch 
heißen. Sie sind die Hauptfeinde der Arbelterjugendl 

Wir sind für echte Reformen. Der Anfang muß sein: 

• Schluß mit dem Geschwätz - jetzt ein neues Be­
rufsblldungsgesetzl 

• Wir lassen uns nicht länger trimmen - Jugendver­
treter müssen endlich mitbestimmen! 

• Butter bel den Flach - Betriebsverfassungsgesetz 
vom Tlschl 

• Das Obel bel der Wurzel packen - die Macht der 
Großkonzerne knacken! 

• Vom Dach pfelfts jede Dohle - Schuld sind die 
Monopole! 

Arbeiterjugend 
kontra 
Monopole 

Wir rufen auf zu einem Kongreß .. Arbelterjugend kon­
tra Monopole" am 22. und 23. Mal 1971. Und zwar 
dort, wo das Großkapital am dichtesten zusammen­
hockt: Im Ruhrgebteil 

Die Herrschenden und Ihre Parteien reden von • 
Bildungsmisere und von der Bildungsreform - v 
der Mitbestimmung! Aber :ohne uns - und gegen 
uns! Wir meinen: diese Diskussion muß vor allen Din­
gen von der Arbeiterjugend geführt werden! Ent· 
scheldungen dürfen nicht länger gegen uns gelrollen 
werden! 

Darum unterzeichnet diesen Aufruf! Bereitet den Kon­
greß durch Aktionen in eurem Ort vor! Für ein neues 
Berufsblldungsgesetz! Für die Mitbestimmung der 
Jugendvertreter und der Arbeiterjugend I Entschlosse­
ner Kampf gegen arbeiterfeindliche Betriebsverfas­
sungsgesetzenwürfe - für den Entwurf des DGB! 

Initiatorenkreis 

Karln Wolk, Rhelnhausen, Jugendvertreterln; Winfried 
Becker, Hagen, Jugendvertreter; Rainer Deutschen­
dorf, Mari, Jugendvertreter; Helga Scheerer, Dort­
mund, Bezlrksjugendlelterln; Bernhard Geuke, Bo­
chum, Jugendvertreter; Dieter Häfke, Wanne-Eickel, 
Jugendvertreter; Harald Tank, Dortmund, Jugendver­
treter; Norbert Hüwel, Dortmund, Jugendvertreter; 
Horst-Dieter Breuer, Porz, Jugendvertreter; Helmut 
Jordan, Köln; Mitglied der Landesjugendleitung 
Rheinland der Naturfreundejugend; Falk Weltschat, 
Brühl, Jugendvertreter; Manlred Janusch, Mülhe·im, 
Vertrauensmann; Allred Gleim, Dortmund, Betriebs­
rat; Norbert Frank, Nürnberg, Jugendvertreter; Peter­
Wolfgang Schneider, Nürnberg, Schulsprecher; Karl 
Forster, Nürnberg, KJA-Mitglied; Ekkhard Jänlcke, 
Erlangen, Mitglied des Kreisvorstandes der Gewerk· 
achalt Erziehung und Wissenschaft; Barbare Herbst, 
Mannhelm, KJA-Mitglied; Gudrun Steinle, Stuttgart, 
Jugendvertreterln; Willried Grobe, Braunschwelg, 
.OJA-Mitglied, Jugendvertreter; Jürgen Wande­
Braunschwelg, Jugendvertreter; Dletmar Kosellt 
Fllntbek, Jugendvertreter; Blrglt Schnoor, Kiel, Leh 
lingssprecherln; Naturfreundejugend Deutschlands, 
Landesverband Saar; Gerhard Schutz, Baunatal, Ju­
gendvertreter; Hans Gerd Nlerenköther, Kassel, Vor­
sitzender HBV-Jugend; Angelika Wengel, Kassel, Ju­
gendvertreterln; Gabi Golemblewskl, Ollenbach, Ju­
gendvertreterln; w,oifgang Müller, Offenbach, Ge­
schäftsführer Stadtjugendrlng; Siegtried Krüger, 
Bremerhaven, KJA-Mitglied; Ulrlch Sander, Dorlmund, 
Chefredakteur elan; Roll Jürgen Prlemer, Dortmund, 
Bundesvorsitzender der SDAJ, und viele andere 

Die Funktionsangaben dienen nur zur persönlichen 
Information. 

ICH UNTERSTOTZE DEN AUFRUF: 

Name .................................... Vorname .................................. .. 

Anschrift ...................................................................................... .. 

Beruf ........................................ Betrieb ....................................... . 

Funktion*) ................................................................................... . 

Unterschrift ................................................................................... . 

*) Funktionsangabe dient nur zur Information 



ln Kürze 

DUsseldorf. Der DGB-Bundesvor­
stand hat zur Unterstützung der 
Tätigkeit von Jugendvertretern 
und Betriebsräten ein Ringbuch 
.. Arbeitshilfen zum Jugendarbeits­
schutz" herausgegeben. Mit die­
sem Material soll die Über­
wachung der Jugendarbeitsschutz­
bestimmungen erleichtert werden. 
Bestelladresse: DGB-BV, 4 Düs­
seldorf 1, Postfach 2601. 

StuHgart. Als alarmierend be­
zeichnete das baden-württember­
gische Sozialministerium die Si-
tuation des Jugendarbeits-
schutzes im Lande. ln 3300 
überprüften Betrieben wurden 
aezu 7000 Verstöße gegen das 
Wendarbeitsschutzgesetz fest­
gestellt. 

DUsseldorf. Vor der 2. Lesung 
des Betriebsverfassungsgesetz­
entwurfes plant der DGB-Bundes­
vorstand - Abteilung Jugend -
eine Demonstration von Jugend­
vertretern in Bonn. Die Aktion soll 
sich gegen die Mißachtung der 
gewerkschaftlichen Vorstellungen 
von einem neuen Betriebsverfas­
sungsgesetz richten. 

Trler. Die Trierer IG Metall hat 
nachgewiesen, daß Firmen der 
Elektrobranche ihren Kunden pro 
Lehrlingsarbeitsstunde 5,20 DM 
berechnen. Den Lehrlingen wird 
allerdings im 1. Lehrjahr nur 45 
DM monatlich gezahlt. Monatsver­
dienst des Ausbildungsbetriebes 
pro Lehrling: 1080 DM! 

Iehen. ln Bayern hat die Be­
ftigung von Kindern in lndu­
betrieben - trotz Verbot -

zugenommen. Allein in drei Mo­
naten stellte die Gewerbeaufsicht 
in der CSU-HeimstaH in 3447 Fäl­
len bei Jugendlichen und 1 1 8  Fäl­
len bei Kindern ( I) Verstöße ge­
gen das Jugendarbeitsschutz­
gesetz fest. 

Köln. Der l<urznachrichtendienst" 
der Arbeitgeberverbände beschäf­
tigt sich mit dem im Weltkrals­
Verlag erschienenen Buch ,.Ar­
beiterjugend contra Monopole" . 
.. Das Buch enthält Berichte über 
,Aktionsmodelie' und Lehrlings­
aktionen; es will überdies Mög­
lichkeiten zu einer kommunistisch 
beeinflußten Mobilisierung von 
Lehrlingen und Jungarbeitern 
nachweisen. Die 250 Selten starke 
Broschüre wird als ,Anleitung zum 
Handeln' propagiert." 
So der KND. Wir meinen: was den 
Arbeitgebern weh' tut, kann Lehr­
lingen und Jungarbeitern nur 
nützen. Das Buch ist für 4,50 DM 
zu beziehen durch: Weltkreis­
Verlag, 46 DO, Brüderweg 16. 

1 .  Mai 1 971 - Kampftag der Arbeiter 
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Arbeiterjugendreport :  
Der Fall Niebarding 
Lehrlingszentrum in Aktion 1Von Dieter Greese 

Seit Dezember 1970 trifft sich die 
Gewerkschaftsjugend des Westar­
waldes im Lehrlings- und Jung­
arbeiterzentrum in Wirges. Bis­
lang beschäftigt mit der Samm­
lung von Materialien, bot sicil 
jetzt ein erster Anlaß zum Enga­
gement. Unversehens wurde dia 
Aktion zum Lernfeld für das Er­
kennen kapitalistischer Struktur­
zusammenhänge. 
Ein Lehrling der Firma Nieber­
ding in Herschbach, die pneu­
matische Feinmeßwerkzeuge her­
stellt, teilt mit, daß in seinem 
Betrieb von den c a. 50 Beschäf­
tigten 16 entlassen worden sind 
und die Lehrwerkstatt aufgelöst 
werden soll, ungeachtet der lau­
fenden Ausbildungsverträge. Die 
18 Lehrti.nge sollen zum größten 
Teil ihre Ausbildung bei der 
Firma "Westfalia" fortsetzen. 
Dieser Betrieb ist für sei.ne mi­
serable Ausbildung berüchtigt. 
1970 sind dort bei der Fach­
arbeiterprüfung 9 von 10 Prüf­
lingen durchgefallen. 
Der D G B - Kreisvorsitzende 
schließt sich mit der Ortsverwal­
tung der IG Metall kurz und be­
sucht Betriebsleitung und Be­
triebsrat. Dabei kommt heraus, 
daß der Betrieb an den ameri­
kanischen "Bendix"-Konzern ver­
kauft worden ist. Der Verkauf 
wurde notwendig, da die Firma 
Niebarding ihren beiden deut­
schen Konkurrenzfirmen nicht 
mehr gewachsen war. Sie mußte 
1970 30 Prozent Auftragsrück­
gang hinnehmen, deshalb glaub­
te der Unternehmer auch 30 Pro­
zent der Beschäftigten entlassen 
zu müssen. Herr Niebarding ist 
davon überzeugt, daß wir am 
Anfang einer Rezession stehen 
und daß sein Betrieb auch des­
wegen eine schlechte Zukunft 
habe. 
Der neue Besitzer will die Pro­
duktion umstellen. Auf diese 
Weise sollen 500 bis 600 neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Allerdings soll es sich dabei um 
eine weitgehend automatisierte 
Produktion handeln. Die Umstel­
lung der Fertigung mache für 
die Zukunft eine Beschäftigung 
von Facharbeitern überflüssig. 
Deshalb brauche man keine Lehr­
werkstatt mehr. Außerdem wür­
den die Räume der Lehrwerk­
statt für die Aufstellung neuer 
Maschinen gebraucht. 
Der Bet�iebsrat besteht aus fünf 
Personen, nur ein Kollege da­
von ist organisiert. Er hat eben­
falls den D G B benachrichtigt 
und zu einer Versammlung aller 
Lehrlinge, ihrer Eitern, der Be-
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triebsleitung und des Betriebs­
rates eingeladen. Leider hat der 
Betriebsrat der Entlassung der 
16 Arbeiter zugestimmt. Dabei 
hat er es auch versäumt, auf 
die Erstellung eines Sozialpla­
nes für die entlassenen Arbeiter 
zu dringen. Der Firmeninhaber 
ist nicht Mitglied eines Arbeit­
geberverbandes, so daß er die 
tarifvertragliehen Vereinbarungen 
der IG Metall als nicht bindend 
betrachtet. Der Betriebsrat hatte 
auch vor, den Plänen auf Auf­
lösung der Lehrwerkstatt und 
Umsetzung der Lehrlinge im 
Sinne der Geschäftsführung zu­
zustimmen. 
Welche Lernmöglichkeiten erge­
ben sich für die Mitglieder des 
Lehrlingszentrums aus dieser Si­
tuation? 

1. Das kapitalistische Wettbe­
werbssystem ist an der Erzie­
lung des größtmöglichen Profits 
interessiert. Arbeitskräfte sind 
nur so lange wertvoll, wie sie 
dieser Zielsetzung nützen. Bei 
nachlassender Ertragslage wer­
den sie entlassen. Das Gerede 
von Sozialpartnerschaft ist Un­
sinn. 
2. Der scharfe Wettbewerb führt 
zu Konzentrationen. Betriebe, die 
zurückfallen, werden Beute der 

1 

Großen, die dadurch immer 
mächtiger werden. Die Ausdeh­
nung einzelner Großkonzerne 
macht auch vor Ländergrenzen 
nicht halt. Amerikanisches Kapi­
tal drängt nach Europa, europäi­
sches nach den USA. National 
begrenzte Gewerkschaftsorgani­
sationen sind übernationalen Ka­
pitalverflechtungen unterlegen. 

3. Die Unternehmenskonzentra­
tion führt zur Rational.isierung 
der Produktionsprozesse. Me­
chanisierte und automatisierte 
Fertigung verdrängt die Fach­
arbeiter. Die Zukunft wird im­
mer weniger immer besser qua­
lifizierte Spezialisten und immer 
mehr immer schlechter qualifi­
zierte Handlanger erfordern. Es 
ist eine groteske Fehleinschät­
zung z;u glauben, man könne 
die Industrie dadurch für eine 
Unterstützung umfassender Ver­
besserung der Berufsbildung ge­
winnen, daß man auf den tech­
nischen Fortschritt aufmerksam 
macht. Bessere berufliche Bil­
dung wird von den Gewerk­
schaften gefordert, damit sie der 
Gesellschaft nützt. Das muß sich 
nicht mit den Interessen der In­
dustrie decken. Wir müssen höl­
lisch aufpassen, daß uns nicht 
Stufenbildungspläne als Ergeb­
nis von Reformen präsentiert 
werden, die eine . g roße Anzahl 
unqualifizierter Absolventen der 
Stufe I und wenige der Stufe 1 1 1  
ausstoßen. 

4. Betriebsräte ohne gewerk­
schaftliche Bindung sind den Un­
ternehmern unterlegen. Ihnen 
kann durch die Gewerkschaften 

keine gesellschaftspolitische Per­
spektive eröffnet werden. Sie 
stehen ohne gewerkschaftlichen 
Schutz und juristische Unterstüt­
zung da. Erschwerend kommen 
die "partnerschaftlichen" Knabe­
lungen h inzu. Wegen der im Ge­
setz vorgesctniebenen Friedens­
pflicht  ist es dem Betriebsrat 
nicht möglich, ohne Gefährdung 
seiner Iohnabhängigen Stellung 
geeignete Maßnahmen mit der 
Belegschaft zu organisieren. So 
ist im Fall Niebarding z. B. zu 
verzeichnen, daß der Betriebs­
leiter dem Betriebsratsvorsitzen­
den die "Anweisung gibt, mit 
den übrigen Mitgliedern (zu 
einer Besprechung) zu erschei­
nen " .  

Aktivitäten des Lehrlings- unra 
Jungarbeiterzentrums -
Das Lehrlingszentrum verfaßt ei­
nen Aufruf für die Lehrlinge der 
Firma Nieberding, zum nächsten 
Zusammentreffen des Zentrums 
zu erscheinen. Der Aufruf wird 
am nächsten Morgen vor dem 
Betrieb verteilt. Darauf erscheint 
eine Lehrlingsdelegation der Fir­
ma beim DGB. Es wird verein­
bart, daß der DGB einen Bus 
einsetzt, um alle betroffenen 
Lehrlinge ins Lehrlingszentrum 
zu bringen. Am Abend sind 46 
Teilnehmer anwesend. Man er­
arbeitet einen Forderungskatalog 
der Lehrlinge. Am nächsten Mor­
gen wird eine Stellungnahme 
des Lehrlings- und Jungarbei­
terzentrums vor dem Betrieb 
verteilt. Am Abend dieses Tages 
findet im Betrieb die Versamm-
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Jung der Lehrlinge, ihrer Eitern, 
des Betriebsrates, der Gewerk­
schaftsvertreter und der Betriebs­
leitung statt. Dabei stößt die Be­
triebsleitung auf eine Einh-eits­
front der Auszubildenden, ihrer 
Eltern und Ihrer Vertretungs­
organe. Man weigert sich ge­
schlossen, die Lehrlinge bei der 
Firma "Westfalia" weiterlernen 
zu lassen und besteht auf Er­
füllung des Ausbildungsvertra­
ges. Für den nächsten Tag wer­
den daraufhin Verhandlungen 
zwischen Gewerkschaft und Be­
triebsleitung angesetzt. 
Nach langen und harten Diskus­
sionen kommt das folgende Er­
gebnis zustande: 
• Die 9 "Lehrlinge des 3. Lehr-•s sollen die Möglich'l<eit er­

n, ihre Facharbeiterprüfung 
eitig abzulegen. 

• Die 5 Lehrlinge des 2. Lehr­
jahres setzen ihre Ausbildung so 
konzentriert fort, daß auch sie 
vorzeitig abschließen können. 
• Die 4 Lehrlinge des 1. Lehr­
jahres setzen ihre Ausbildung 
als Werkzeugmacher bei der Fa. 
Fastenrath in Westerburg fort. 
Während der Verhandlungen 
meldet sich eine Abordnung der 
Lehrlinge. Nachdem die über den 
Stand der Verhandlungen infor­
miert worden ist, erhebt sie die 
folgenden Forderungen : 
1. Die Arbeitskleidung muß auch 
weiterhin gestellt und alle acht 
Tage auf Firmenkosten gewa­
schen werden. 
2. Die Fahrtkosten zur Ausbil­
dungsstätte und zur Berufsschule 

müssen auch weiterhin gezahlt 
werden. 
3. Die Fortzahlung der Sparför­
derung im Rahmen des 31 2-DM­
Gesetzes muß gewährleistet blei­
ben. 
4. Die Firma muß Schadenersatz 
bei nicht bestandener Prüfung 
leisten, wenn die Ursache des 
Nichtbestehans beim neuen Aus­
bildungsbetrieb liegt. 
5. Die Berufsschulklasse darf 
nicht auseinandergerissen wer­
den. Der Unterricht muß von dem 
gleichen Berufsschullehrer wie 
bisher durchgeführt werden. 
6. Eventuelle Mehrkosten für die 
Fahrten von und zur Arbeit und 
zur Berufsschule muß die Firma 
Niebarding zahlen. 
7. Die von den Auszubildenden 
gefertigten Hilfswerkzeuge ge­
hen in deren Besitz über. 
8. Der Ausbilder Krings (von den 
Jugendlichen als guter Fach­
mann anerkannt!) soll mit in den 
neuen Betrieb. 
Für die meisten Lehrlinge sind 
diese Forderungen vom Verhand­
lungsergebnis überholt. Für die 
Auszubildenden des 1. Lehrjah­
res werden die Forderungen mit 
Ausnahme der Punkte 4. und 8. 
akzeptiert. Bei 4. bestehen recht­
liche Unklarheiten, bei 8. muß 
es die persönliche Entscheidung 
des Ausbilders bleiben. 
Am Abend organisiert der DGB 
eine Elternversammlung, auf der 
das Ergebnis diskutiert wird. 
Was ist von den möglichen Ler n­
zielen erreicht worden? 
1. Lehrlinge haben erfahren, wie 

das kapitalistische System ohne 
gewerkschaftliche Gegenmacht 
rücksichtslos mit den Lohnab­
hängigen umspringt. 
2. ·sie haben erfahren, daß soli­
darisches Handeln zwischen 
Lehrlingen, Eltern, Betriebsräten 
und Gewerkschaften eine schein­
bar aussichtslose Situation noch 
verändern kann. 
3. Sie erfuhren, daß die Dauer 
der Berufsausbildung nicht un­
bedingt entsprechend dem Aus­
bildungsvertrag sein muß. Wenn 
es dem Unternehmen nützt, kann 
das Ausbildungsziel in viel kür­
zerer Zelt erreicht werden. Nur 
meistens nützt es eben mehr, 
wenn es länger dauert. 
4. Sie haben Vertrauen in die 
eigenen Fähigkeiten erhalten 
und begriffen, daß gewerkschaft­
liche Organlsierung als Gegen­
macht notwendig Ist. 
Relativ unreflektiert blieb die In­
ternationalisierung des Konzen­
trationsprozesses, die entgegen 
landläufiger Meinung auch Klein­
und Mittelbetriebe erfaßt, und 
der Zusammenhang zwischen in­
dustrieller Entwicklung und Bil­
dungsreform. 
Das Lehrlingszentrum im Westar­
wad steht noch am Anfang sei­
nes Lernprozesses. Neue Ernst­
situationen und Schulungen nach 
dem Bildungskonzept der Ge­
werkschaftsjugend werden das 
gesellschaftspolitische Engage­
ment der jungen Kollegen Im­
mer mehr verstärken. 

D I e t e r G r e e s e Ist DGB­
Landesbezirksjugendsekretär 
in Rheinland-Pfalz.. 

Rotbücher 
1111 ,\tr !I' I 1 I �� I h 1 '.' 1 o ,  

Ulrike Marie Meinhot _ 

Bambule/Fürsorge -
Sorge für wen? 
Nachwort Klaus Wagenbach 
Rotbuch 24. 1 08  Seiten. DM 4,50 
(3,50). Das Drehbuch des unterdrück­
ten Fernsehft"ils.- -Eile Geselschaft, . 
die vom gegenseitigen Besch8 1ebt, iSt 
eil Gaunetialrtel Gauner können sich 
Mitleid mit Betrogenen leisten - das 
System blebt• 

P. L Lavrov: Die Pariser 
Kommune vom 18. März 1871 
Vorwort Klaus Meschkat 
Rotbuch 25. 1 92 seifen. DM 6,50 
(5,50). Zum 1 00. Jahrestag der Kom­
mune: Der noch nie übersetzte Bericht 
ei1es Tetlehmers; kritische Grundlage 
für Marx und Lenit 

Borin/Piogen: Management 
und Selbstverwaltung in der 
CSSR. 
Rotbuch 4. 1 56 Seiten. DM 5,50 (4,50) 

Charles Bettelheim: 
Ökonomischer Kalkül und 
Eigentumsforrnen. 
Rotbuch 1 2. 1 56 Seiten. DM 6,50 (5,50) 

Huberman/Sweezy u. a.: 
Focus und Freiraum -
Debray: Brasilien, Linke in 
den Metropolen. 
Rotbuch 1 6. 1 60  Seiten. DM 5,50 (4,50) 

Edoarda Masi: Die chine­
sische Herausforderung. 
Rotbuch 1 7. 1 76 Seiten. DM 6,50 (5,50) 

Horst Kumitzky: Versuch 
über Gebrauchswert. 
Rotbuch 1 9. 72 Seiten. DM 3,50 (2,50) 

Scuola di Barbiana: 
Die Schülerschule. 
Rotbuch 2 1 .  1 56 Seiten. DM 6,50 (5,50) 

David Horowitz: Imperialis­
mus und Revolution. 
Rotbuch 22. 228 Seiten. DM 8.50 (7.50) 

Sozialistische 

.Jahrbücher 
1 Über die Organisation 

des Befreiungskampfes. 
Rotbuch 20. 272 Seiten. DM 8,50 (7,50) 
Aus dem Inhalt WISSenSchafliehe 
RevoUtion und mperialsmJs I Begi1n 
derBlack Power I ndonesiens Weg 
Zl.l' KonterrevoUtion I Die CSSR und die 
sowjetische Strategie I u. a 2 Gegen Dogmatismus in 

der Arbeiterbewegung. 
Rotbuch 23. 244 Seiten. DM 8,50 (7,50) 
Aus dem nhalt Korsch: Warum ich 
Marxist bil l  Sweezy/Magdoft. Arvner­
kungen über multi'lationale Konzenne I 
Gorz: Weder Gewerkschaftler noch 
Bolschewid I Krass6: Trotzkis Marxis­
mus - eile Gegenkritl< I u. a 

Wagenbach 
I Bcrhn 3 I Jt•n, 1 •  ·r Str drlo b 
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"Gestern wurde Ich während einer 
Demonstration gegen die Fahrpreiser­
höhungen festgenommen und auf das 
Polizeipräsidium geschleppt. Dort hielt 
man mich fast drei Stunden fest, angeb­
lich, weil ich keinen Personalauswels 
bei mir haHe. War die Polizei überhaupt 

dazu berechtigt?" 
Briefe dieser Art erreichen die elan­
Redaktlon in den letzten Wochen fast 
täglich. Im Mittelpunkt stehen Fragen 
nach den Befugnissen der Polizei und 
den Rechten des Demonstranten. elan 
wandte sieh mit dieser Problematik an 
einen Experten : den Düsseldorfer Rechts­
anwalt Hans-Jochen Michels, Mitautor 
der "Rechtsflbel für Demonstranten", die 
im Verlag Marxistische Blätter erschie­
nen Ist. 

elan: Muß man sich gegenüber Polizeibeam­
ten in jedem Fall ausweisen? 

Michels: Grundsätzlich darf die Polizei die 
Personalien nur feststellen, wenn ein Grund 
dazu vorliegt, etwa beim Verdacht strafbarer 
Handlungen oder zur Sicherstellung von Zeu­
genaussagen. Da es aber eine Unmenge sol­
cher Gründe gibt, lohnt es nicht, sich der 
Personalienfeststellung zu widersetzen. Sie 
muß an Ort und Stelle erfolgen. Dabei braucht 
man nicht unbedingt einen Personalausweis 
bei sich zu tragen ; irgendein amtliches Do­
kument mit Lichtbild, z. B. ein Führerschein 
oder ein Studentenausweis, reicht völlig aus. 

elan: Und wann darf man mitgenommen 
werden? 

Michels: Hat man kein solches Papier bei 
sich, kann die Polizei .,sistieren " ,  d. h. einen 
mit zur Wache nehmen, um dort die Perso­
nalien feststellen zu lassen. Die Abfertigung 
hat ohne Verzögerung zu erfolgen. Anschlie­
ßend muß der Betroffene unverzüglich frei­
gelassen werden. 

elan: Und wie ist das mit Verhaftungen oder 
Festnahmen ?  

Michels: Verhaftungen können nur auf Grund 
eines richterlichen Haftbefehls vorgenommen 
werden. Eine vorläufige Festnahme kann er­
folgen, wenn jemand auf frischer Tat ange­
troffen wird, wenn seiFte Personalien nicht an 
Ort und Stelle festgestellt werden können 
oder wenn nach Ansicht der Polizei Flucht­
gefahr besteht. 
Der Betroffene hat grundsätzlich das Recht, 
unverzüglich einen Rechtsanwalt oder einen 
Angehörigen zu verständigen. l n  jedem Fall 
aber muß die Polizei die Benachrichtigung 
vornehmen, wenn sie den Betroffenen selbst 
daran hindert. 

elan: Wenn man später eine polizeiliche Vor­
ladung erhält . . . 

Michels: . . . braucht man ihr nicht Folge zu 
leisten. 

elan : Und Vorladungen zu einem Richter? 

Michels: Richterlichen Vorladungen muß man 
nachkommen. Tut man das ohne genügende 
Entschuldigung nicht, so kann die Vorführung 
durch die Polizei erfolgen. 

Faustregeln für Demonstranten 

VERLAssr 
ON SEil. LAPJOJ 
NÄHERES 
5E iTE 39/39.' 

Beim Beginn der ersten Vernehmung ist der 
Richter verpfl ichtet, dem Beschuldigten mitzu­
teilen, was ihm vorgeworfen wird, gegen 
welche Gesetze er verstoßen haben soll. 
Außerdem muß er auf das Recht zur Aussage­
verweigerung hinweisen. 

elan: Man braucht also nur Angaben zur 
eigenen Person zu maci'en? 

Michels: Als Beschuldigter - ja! 

elan: Kann eine Aussageverweigerung zur 
Sache dem Betroffenen nachteilig angerech­
net werden? 

Michels: Nur dann, wenn er teilweise aus­
sagt, können jene Punkte, bei denen er ge­
schwiegen hat, zu seinem Nachteil ausgelegt 
werden. Macht man aber im Ganzen von sei­
nem Recht auf Aussageverweigerung Ge­
brauch - und das ist deshalb empfehlens­
wert -, dann kann das dem Beschuldigten 
nicht belastend angerechnet werden. 

elan: Und als Zeuge muß man aussagen? 

Michels: Ja, vor dem Richter und i n  der Ver­
handlung. Aber man sollte vorsichtig sein :  
wenn man sich nicht genau erin nert, muß man 
das sagen, sonst zieht man leicht Unbetrof-

fene in eine Untersuchung hinein , oder machl 
sich sogar strafbar. 

elan: Nun zum Verhalten bei Demonstra· 
tionen. Was sollte man im Umgang mit Po· 
l izisten besonders beachten ?  

Michels: Man läßt sich jeweils von den Be· 
amten, mit denen man zu tun hat, Namen und 
Dienstgrad nennen. Dazu sind die Beamten 
verpfl ichtet. Weigern sie sich dennoch, notierl 
man am besten die Nummer des Streifen· 
wagens, Uhrzeit und Ort des Einsatzes. Oe 
die Polizisten ein Einsatz-Tagebuch führen 
läßt sich später leicht rekonstruieren, mit werr 
man es zu tun gehabt hat. 

elan: Polizisten müssen sich also als Amts· 
personen ausweisen? 

Michels: Ja. Dazu genügt die Polizeiun iform 
Beamte in Zivil  müssen, wenn sie als Amts· 
personen tätig werden wollen, ihren Dienst· 
ausweis vorlegen. Aber Vorsicht, genau hin· 
sehen! Während des letzten Wahlkampfes hal 
ein NPD-Mitglied i n  Köln versucht, sich mit· 
tels einer einfachen Blechmarke als Polizisl 
auszugeben. 
Außerdem: Geheimdienstbeamte, zum Bei· 
spiel des Verfassungsschutzes, haben keine 
polizeilichen Befugnisse. 



elan: Was ist .,Widerstand gegen die Staats­
gewalt" ? 

Michels: Widerstand kann nur gegen Beamte 
geleistet werden, die im Dienst sind und sich 
in rechtmäßiger Ausübung ihres Amtes be­
finden. Nach dem neuen Demonstrations­
recht wird der Täter dann nicht bestraft, wenn 
er begründet an der Rechtmäßigkeit der 
Amtsausübung gezweifelt  hat. 
Befindet sich der Beamte in rechtmäßiger 
Amtsausübung, so ist al les Widerstand, was 
aktiv an Tätigkeit aufgewandt wird, um ihn 
an der Amtsausübung zu hindern. 

elan: Was konkret heißt . . .  

MicA : Wenn sich jemand an einen Demon­
stra- anhängt, um ihn vor dem Abgeführt­
werden zu bewahren, dann ist das Wider­
stand gegen die Staasgewalt. Auch ein Sitz­
streik zählt nach dem neuen Demonstrations­
recht dazu. Weggehen, um eine Festnahme zu 
erleichtern, braucht man al lerd ings auch nicht. 

elan: Was ist mit den Zuschauern? 

Michels: Sollte um jemanden, der von der 
Polizei festgenommen werden sol l ,  eine 
Menschentraube stehen, dann brauchen diese 
Leute nicht beiseitezutreten, um die Fest­
nahme zu erleichtern. Bloßes Verbleiben am 
Ort ist kein Widerstand. 

elan: Kann man für eine Flucht bestraft wer­
den? 

Michels: Selbstbegünstigung ist immer straf­
los, wenn z. B. bei einer Selbstbefreiung 
keine andere Straftat begangen wird, etwa 
Sachbeschädigung oder Widerstand gegen 
die Staatsgewalt. Gelingt. es einem vorläufig 
Festgenommenen, die Tür des Polizeiwagens 
in dem er festgehalten wird, ohne Beschädi­
gung zu öffnen, dann kann er ohne Gefahr 
vor zusätzlicher Bestrafung entweichen. 

elan: Helfen darf man ihm dabei aber nicht? 

Michels: Nein, das wäre Gefangenenbefrei­
ung, also strafbar. 

L�r HfCI-f 
I(AUS! I�R 
HAßi 6Ar( !(EI NEN 
I-IAF'rßEFEHL 

elan: Was ist bei Hausdurchsuchungen zu 
beachten ? 

Michels: Bis auf ganz wenige Fälle sind 
Hausdurchsuchungen nur auf Grund einer 
richterlichen Anordnung erlaubt. Kommen die 
Polizisten trotzdem ohne einen Durch­
suchungsbefehl, sollte man sofort Protest ein­
legen und diesen Protest auch im Durchsu­
chungsprotokoll festhalten Jassen. Weigern 
sich die Beamten, �o empfiehlt es sich, das 
Protokol l  nicht zu unterschreiben. 

elan: Was tun, wenn man al lein in seiner 
Wohnung ist? 

Michels: Eigentlich sind die Durchsuchungs­
beamten verpflichtet, einen Gemeindebeam­
ten oder zwei N ichtpolizisten als Zeugen mit­
zubringen. Diese Vorschrift wird fast nie be­
achtet. Deshalb sollte der Betroffene selbst 
Zeugen benennen : Nachbarn, Freunde oder 
einen Rechtsanwalt. Weigern sich die Poli­
zisten, diese Zeugen zu akzeptieren, sol lte 
man verlangen, daß die ungesetzliche Durch­
suchung abgebrochen wird, und den Beam­
ten g leichzeitig eine Dienstaufsichtsbe­
schwerde ankündigen, die man dann aber 
auch wirklich schreiben müßte. 

elan: Beschlagnahmte Gegenstände kann 
man sich protokol l ieren lassen? 

Michels: Ja. Nur auf Antrag sind die Beamten 
verpfl ichtet, ein genaues Verzeichnis der be­
schlagnahmten Gegenstände anzufertigen. 
Deshalb sollte man es von ihnen verlangen. 

elan: Was darf überhaupt beschlagnahmt 
werden ? 

Michels: Nur Gegenstände, die als Beweis­
mittel bedeutsam sein können. Eine Beschlag­
nahme erfolgt immer dann, wenn man etwas 
nicht freiwil l ig herausgibt. Oft aber werden 
von den Beamten Dinge besch lagnahmt, die 
gar nicht zum vorliegenden Untersuchungs­
fall gehören oder d ie gar nicht besch lagnahmt 
werden dürfen. Deshalb sollte man grund­
sätzl ich nichts freiwill ig herausgeben und für 
jeden besch lagnahmten Gegenstand Protest 

einlegen, und zwar schriftlich im Durch­
suchungsprotokol l .  

elan: Wie kann man sich gegen unerlaubte 
Besch lagnahmungen wehren? 

Michels: Im Grunde nur im Nachhinein: Wenn 
man sofort Widerspruch erhebt, der schriftlich 
im Protokol l  festgehalten werden muß, muß 
sich der Polizeibeamte binnen drei Tagen die 
Beschlagnahmungen richterlich bestätigen 
lassen. Geschieht das nicht, kann man die 
Rückgabe der beschlagnahmten Gegenstände 
verlangen. 

elan: Herzl ichen Dank für diese Hinweise! 

Zehn Gebote 

1 .  Keine Aussage vor Polizisten und 
J us t1z  - nicht Du brauchst Deine Un­
schuld, sondern die Justiz muß Deine 
Schuld beweisen ! 

2. Lasse Dich nicht hereinlegen -
freundliche Gespräche sind oftmals 
getarnte Verhöre! 

3. Folge niemals einer Vorladung zur 
Polizei - andernfalls läufst Du Ge­
fahr, "erkennungsdienstlich" behan­
delt z u  werden (Fingerabdrücke, etc.)!  

4. Lasse D ich auch mit dem H i nweis 
nicht hereinlegen, andere hätten be­
reits ;,gestanden" - solche Tricks 
sind unzulässig ! 

5. Lasse D ich durch die Anwesenheit 
von Polizisten nicht provozieren -
nicht der einzelne Beamte ist Dein 
Gegner! Lasse Dich nicht vom Ziel 
der Aktion ablenken ! 

6. Unterschreibe nichts - oft fehlt Dir 
der Überblick ! 

7. Tu nichts ohne Rechtsanwalt -
Über Deine J ugendorganisation er­
fährst Du Adressen von Anwälten, die 
mit politischer Polizei und Klassen­
justiz ihre Erfahrung haben!  

8.  Sieh Polizisten in Deiner Wohnung 
auf die Finger - oftmals schon wurde 
in Wohnungen hineingeschmuggelt, 
was vorher n1cht darin war! 

9. Laß Dir von Beamten al les schrift­
l ich geben - dann h i lft Ihnen hinter­
her keine Ausrede mehr! 

1 0. Kommt jemand, der Dich für Spit­
zeldienste anwerben will - wirf ihn 
hinaus und informiere Deine Jugend­
organisation! Kein Gespräch mit Ver­
fassungsschutz, militärischem Ab­
schirmdienst -und Politischer Polizei ! 
Die Vertreter dieser Spitzelorganisa­
tionen tarnen sich häufig mit Leder­
jacken und langen Haaren - Vorsicht, 
wenn ein Fremder plötzlich als " Kum­
pel" auftritt! 
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Jen Kampf gemeinsam führen ! 
Zu den Anti kom mun ism us-Besch l üssen der SPD-Fü h ru n g  
V o n  J ü rgen Lai mer (Köl n ) ,  M itgl ied der Bundesj ugendleitung 
der Natu rfreu ndej u gend Deutschlands 

Die Reaktionäre aller Schatt ierungen bla­
sen zum Sturm . Die von St rauß p rokla­
mierte "Sammlungsbewegung zur Rettung 
des Vaterlandes" findet ihren Ausfluß in 
der faschistischen Sammlungsbewegung 
"Aktion Widerstand". Mordhetze, tätliche 
Angriffe auf Antifaschisten, zeigen die 
Spitze des Eisberges der rechtsradikalen 
Formierungsbewegung von der CDU/CSU 
über NLA, Vertriebenenverbände, DJO zur 
NPD und anderen faschistischen Splitter­
gruppen. 
Anlaß und Kristallisationspunkt für diese 
Polarisierung ist die Ostpolitik der 
SPD/FDP-Regierung, die die Realitäten des 

Alorenen K rieges des Hitlerfaschismus 
Wht weiter leugnen konnte. Diese zaghaf­

ten, progressiven Ansätze in der Ostpolitik, 
die der Komplettierung durch die Anerken­
nung der DDR ohnehin noch bedürfen, 
sind der Punkt, an dem das Rechtskartell 
die Regierung aus den Angeln heben will. 
Aber wie bereits gehabt ,  steht sich auch 
hier die SPD-Führung selber im Wege. An­
statt die Gemeinsamkeit der Rechten von 
CDU/CSU bis NPD zu entlarven und alle 
Demokraten zum Widerstand gegen diese 
gefährliche Entwicklung aufzurufen, leistet 
sie wieder einmal eine Pflichtübung in 
Ant ikommunismus ab. 

hindern. H ier im eigenen Land hat die 
Führung der Sozialdemokraten Angst vor 
der Aktionseinheit mit Komm unisten. 
Alle Versuche, die demokratischen linken 
Kräfte auseinanderzudividieren, wie durch 
den Parteiratsbeschluß, bedeuten, den de­
mokratischen Widerstand gegen den Ver­
such des Rechtskartells, das Rad der Ge­
schichte in der B undesrepublik wieder ein­
mal zurückzudrehen, zu schwächen. 
Aus welchen Gründen auch immer dieser 
Versuch der Zersplitterung unternommen 
wird, arbeitet er objektiv den rechten For-

Diese Un iform trugen 

Sozialdemokraten und Komm unisten 

Der gemeinsame Feind 
sta nd und  steht re ch ts ! 

mierungsversuchen in die Hände. Damit 
werden die verhängnisvollen Fehler der 
Entwicklung von 1 933 wiederholt. Die 
Politik der Entspannung gegenüber den so­
zialistischen Ländern wird in Frage gestellt, 
gesellschaftlich notwendige Reformen im 
I nnern gänzlich verhindert . 

Viele Jungsozialisten haben der 
SPD-Führung die richtige Antwort gege­
ben, indem sie erklärten, auch weiterhin 
Aktionsbündnisse mit K ommunisten einzu­
gehen, und erläuterten, daß parteischädi­
gend die Aufrechterhaltung und Neubele­
bung des gefährlichen Antikommunismus 
sei und nicht etwa die Zusammenarbeit mit 
Kommunisten. 

Auf die Provokation der faschistischen 
Sammlungsbewegung kann es für Demokra­
ten nur eine Antwort geben : gerneinsamer 
Kampf gegen das reaktionäre Rechtskar­
tell, für innere Reformen und Entspan­
nungspolitik. 

Der Parteirat beschließt über die Köpfe der 
Mitglieder und de r Basisorganisationen der 
Partei hinweg: "Zwischen Sozialdemokra­
t en und Kommunisten gibt es keine Ak­
tionsgemeinschaft". Dieser Beschluß bringt 
die SPD-Führung in die Gefahr, vollends 
unglaubwürdig zu werden. Denn zur glei­
chen Zeit, in der man die Möglichkeit zum 
Dialog mit den Kommunisten in den sozia­
listischen Staaten ergreift , will man jede 
Zusammenarbeit mit den westdeu tschen 
Kommunisten durch die Drohung mit dem 
Knüppel des Parteiordnungsverfahrens ver-

Mahnwache vor dem Münchener HofbrAuhaus, wo die SPD MünChen Ober aae vernaltnre zu 
den Kommun isten beriet. 
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Stimmen zu den 
Antikommunismus­
Beschlüssen der SPD-Führung 
.. Der Beschluß der SPD-Führung wird die SDAJ 
darin nicht beirren können, weiterhin für Aktionsein­
heit aller demokratischen Kräfte einzutreten und ent­
sprechend zu handeln.  Wir halten d ie Beschlüsse 
vom 26. Februar fü r ernst genug, um noch e i nmal zu 
erklären, daß unser Wil le und Kampf zur  E i n heit  der 
Arbeiter- und Arbeiterj ugendbeweg ung,  zum ge­
mei nsamen Handeln a l ler demokratischen Kräfte un­
seres Landes nicht irgendwelchen taktischen Über­
legungen entspricht, sondern g rundlegender Bestand­
tei l  unserer Pol i t i k  ist. Denn nur das gemeinsame 
Handeln gewäh rlei stet den erfolgreichen gewerk­
schaftl ichen und pol itischen Kampf". (Erklärung des 
Bundesvorstandes der SDAJ vom 8. März 1971.) 

"Der AntiKommunismusbeschluß stellt . . .  ein Werk­
zeug dar, um d i e  sich ständig vermehrenden Stimmen 
i n  der SPD m u n dtot zu machen, die erkannt haben, 
daß der Feind der Sozialdemokraten, daß der Feind 
der westdeutschen Arbeiterschalt - der die meisten 
der SPD-Mitglieder angehören - das G roßkapital 
u nd seine pol itischen Repräsentanten und nicht etwa 
die Komm u isten und Sozialisten sind . .  

Der Bundeszentralrat fordert von der SPD-Führung 
die sofortige Zurücknahme des Beschlusses vom 14. 
November 1970 und e i n leitende Schritte zur Aufhe­
bung des KPD-Verbotes . 

Eine demokratische Erneuerung der Bundesrepubl i k  
i s t  n u r  denkbar als Ergebnis e i n e r  g e m e i n­
s a m e n Arbeit von Sozialdemokraten, Kommu­
n i sten, Sozial isten, Gewerkschaftern und a l len fort· 
schrittliehen Kräften gegen eine übermächtige A l l ianz 
des Monopolkapitals und seiner Parteien,  gegen d i e  
Strauß, Barzel, Thyssen, Krupp, A b s ,  Fl ick u n d  
Thadden - f ü r  d ie Stärkung d e r  Arbeiterklasse." 
(Erklärung des Bundeszentral rates des Sozialdemo­
kratischen Hochsch u lbundes vom 24. 2. 1971. Der Er­
klärung schloß sich auch der Verband Deutscher 
Studentenschalten an.) 

.. Zur g l eichen Zeit wie die südhessischen haben s i ch 
auch d ie Jungsozia l i sten von Essen demonstrativ 
gegen den Unvereinbarkeitsbesch l u ß  der Parteisp itze 
>�ewandt und sich für d i e  Zusammenarbeit 1 n 1 1  der 
Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) 
ausgesprochen. Die Jungsozialisten von Heusan­
stamm im Kreis Offenbach gaben bekannt, daß sie 
die Gründung e iner antifasch istischen Arbeitsgemein­
schalt pl anen . " (Deutsche Vol kszeitung, 1 1 . 3, 1971) 

FALKEN: WEITER FÜR AKTIONSEINHEIT 
Die Sozialistische Jugend Deutschlands -
"Die Falken", die der SPD nahesteht, hat 
auf ihrer letzten Bundesvorstandssitzung 
die Aktionseinheit mit progressiven Kräf­
ten bejaht. In ei.J1er einstimmig angenom­
menen Entschließung heißt es: "Die SJD­
die Falken wird nicht zu jenen gehören, 
die das Feld nationalistischen Rattenfän­
gern überlassen, deren Ziel es ist, den Er­
folg der Friedenspoliti� der Bundesregie­
rung für unser Land und ganz Europa in 
Frage zu stellen. Sie wird sich zusammen 
mit Gleichgesinnten gegen jene wehren, die 
die Methoden des Straßenkampfes wieder 
in deutsche Politik einfuhren wollen. Den 
militanten Reaktionären, die den Begriff 
Widerstand usurpiert haben, der sich mit 
dem Namen aktiver Kämpfer gegen den 
Nationalsozialismus verbindet, gilt unser 
ganzer Widerstand." 

(Aus Berliner Extra Nr. 22, 20.3. 7 1 )  
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Frieda macht bei Kommunisten mit 
Mit einem fiktiven Brief des .Genossen 

Anton ·Kowalski aus MünsterN, der der lan· 
deskonferenz der nordrhein-westfälischen 
Jungsozialisten auch als Initiativ-Antrag vor· 
lag, verspotteten Münsteraner Jungsozialisten 
di·e Beschlüsse von Parteirat und Parteivor­
stand der SPD über die Abgrenzung gegen 
die Kommunisten : 

"Liebe Genossen, ich weiß nicht mehr, 
was ich machen soll. Die Frieda, meine 
Frau, macllt bei den Kommunisten �it, sie 
ist 'in der Betriebsgrt,�ppe Stadtwerke der 
DKP am Arbeiten. Nun ist ja die Frieda 
meine Frau, und jetzt. habe ich ja in der 
Zeitung gelesen, daß· auch unser Willy und 
die anderen ·in der Baracke gesagt .haben, 
daß man nicht mit den Kommunisten pak­
tieren darf. ICh weiß nun wedet ein noch 
aus. Wa:> darf ich denn jetzt mit .. der Frieda 
noch machen? Meine Kollegen haben nun 
gesagt, ffiit der Frieda wäre es wohl jetzt 
nichts mehr, genauso, wie das mit den 
Katholischen und Evangelischen nicht 
geht. Nun ist · das ja so, Frieda ist eb�n 
meine · :Frau, tmd mögen tue ich sie ja 
immer .no�h. Ich möclite ja überhaupt mal 
wissen, ob ich init ·der Frieda noch über 
Politik reden soll, wenn sie davon anfängt. 

Und wenn. ich mit ihr einkaufen gehe, 
oder auf einen Betriebsausflug, dann sagen 
die Leute ja doch, daß meine Frieda eine 
Rote ist. Schadet da:> nun unserer Partei? 
Und überhaupt ist die Frieda doch unter 
Adolf meine Frau ·geworden, wo Sozialde­
mokraten tmd Kommunisten zusammen­
halten mußten. 

Und Wie ist' das mit den Kindern? Muß 
Ich jetzt schrütlich erklären, daß sie sozia1-
demokratisch erzogen werden? Und weiß 
ich ja auch nicht mehr weiter mit meinen 
"ehelichen · Pflichten". Denn wenn ich 
meine Frieda liebhabe, ist das dann, . wie 
der Willy und die anderen sagen,. auch eine 
Aktionsgem�lnsamkeit init Kommunisten? 

Ich sehe ja ein, wie das so ist mit den 
Opfern nir die Partei. Dafür ist es ja auch 
gut, daß der Genosse die Ehescheidung 
verbessert hat. Aber ich mag die Frieda 
doch! Euer Anton." sub 

(Aus Frankfurter Rundschau, 1 6. 3. 1 971) 

Die SPD-Führung wil l  m i t  i h rem Antiko�·. m u nismus­
besch l u ß  .. jene sozialdemokratischen �:.aturfreunde­
m it g l i eder. Gewerkschafter und Jungsoz,al ,sten tref­
fen, d i e  d i e  Forderungen des OGB-Gr�ndsatzpro­
Qramms nach M itbest immung und Uberfu hrung der 
G roßindustrie i n  Gemei neigentum zusammen mit an­
deren soz i a l i stischen Kratten vertreten. Dieser ver­
schärfte Antikommun ismus f indet den ungeteilten 
Beifa l l  des Monopolkapitals und aller reaktionären 
Kräfte 
Dieser Antikommunismusbesch l u ß  ist deshalb für die 
qesamte Arbeiterbewegung so gefährlich, weit  er das 
K l i ma anheizt, in dem Rechtsrad 1 kal 1smus und Neo­
nazismus gedeihen . . .  
Eine fortsch rittliche Entwicklung unseres Landes 
kan n nur eingeleitet werden durch das gemeinsame 
Vorgehen al ler  demokratischen und soz,al 1st1 schen 
Kräfte ." ( Landesjugendkonferenz der Naturf!eunde­
jugend Rheinland, beschlossen am 13./14. Marz 1971 
in Köln-Kendenich.) 

"We i l  das Verbot der Zusammenarbeit m it den Kom­
m u n i sten in der Praxis bedeuten würde. daß sich d i e  
J ugendorganisation der SPD v o n  Aktionen zur Mobi­
l i sierung der Bevö lkerung selbst aussch l ießen würde, 
schadet es letzt l ich der Partei i nsgesamt. " (Beschluß 
der Bezirkskonferenz der südhessischen JuSo,  Off­
he im/Li mburg , 27./28. 2. 1971) 

.. Die Jugendkonferenz der IG Druck und Papier fin­
det ·es bedauerlich, daß trotz zahlreicher Entsch l ie­
ßungen gewerkschaft l icher Gremien der Antikommu­
n ismus sel bst in Beschlüssen der SPD wieder leben­
dig w i rd,  obwohl Sozialdemokraten die Unterschrift 
unter den Moskauer und Warschauer Vertrag gesetzt 
haben." (Entsch ließung der 4. Bundesjugendkonfe­
renz der I G  Druck und Papier, 13./14. März 1971, 
Springen i m  Taunus.) 

Ab sofort Keine Aktionsgemeinschaft mehrt 

(Aus .. Umbruch 5" ,  
Zeitsch ritt de r Juso Oberhausen) 

Termine • 
3. April 1971 
Zweites Deutsches Fernsehe n :  F i l m  über Siemens­
Leh r l i nge München. 

11. April 1971 
Zweites Deutsches Fernsehen : Report über den Deut­
schen Bundesjugendring. 

15.-17. April 1971 
9. ordentl iche Jugendkonferenz der IG Metal l ,  Saar­
brücken. 

16./17. Apri l 1971 
Bundesm itgl i ederversam m l u n g, des Bundes der Deut­
schen Landjugend, Bad Wardsee, Thema: Berufs• 
bi ldung.  

17./18. Apri l 1971 
Tagung des Institutes fur marxiStische Stud1en und 
Forschungen, Frankfurt am M a i n ,  Thema "Okono­
m i sche Theorie, politische Strateg ie und Gewerk­
schaften" 

23. April 1971 
Vollversammlung des Landesj ugendrings NRW, Düs­
seldorf. 
24. April 1971 
Weltjugendtag gegen Kolon ial ismus und für d i e  frie�­
l i che Koexistenz. 

2!f. April 1971 
Landtagswahlen i n  Sch leswig-Holste i n .  

29. April-4. M a i  1971 
Westdeutsch-rumä n i SChes Sem i nar des DBJ R .  Wies­
bade n .  



Plattform der gemeinsamen 
Friedensarbeit 
Kong reß "Friede mit Polen" I Vo n Ach i m  Kroo ß, M itgl ied 
des Bundesvorstandes der SDAJ 

Frankfurt, 27./28.  Februar '7 1 :  Kongreß 
" Friede mit Polen". Ein Kongreß unter die­
sem Motto, von der Bundesregierung mit 
25 .000,- DM unterstützt, sollte offensicht-

angenommen, der an die Bundesregierung 

weitergeleitet werden soll. In ihm wurde 

die sofortige Ratifizierung des Warschauer 

Vertrages gefordert . Die Jugendbegegnun­
gen zwischen der Volksrepublik Polen und 
der B RD müßten dem Geist dieses Vertra­

ges entsprechen und "dürften nicht wie in 
anderen Fällen Instrument der Außen­
politik einer Bund esregierung sein . "  Die 

AG 2 ( " Schulbücher, Landkarten - ihre 
Änderung als Beitrag zum Frieden") for­
derte eine Revision der Schulbücher, vor 
allen Dingen ihre Befreiung von der 
Sprache des "Kalten Krieges". Eine Verzö­
gerung der Ratifizieru_ng der Verträge be­
deute , den Rechtskräften in die Hände zu 
arbeiten, lautete ihr Bericht an das Plenum. 
Die Arbeitsgruppe 4 ( Problematik und 
Chancen des Verhältnisses B RD-DDR-VR 
Polen) forderte das Verbot der NPD, den 
Ausschluß der DJO aus den Jugendringen 
un d Entzug von Förderungsmi tteln für 
diese Organisationen sowie gegebenenfalls 
Verbot der Münchner Hetzsender RFE und 
Liberty vor der Olympiade. Das Ergebnis 
ihrer Diskussion war die Erkenntnis, daß 
die Ratifizierung der Verträge nicht vom 
"Westberlin-Problem" abhängig gemacht 
werden dürfe. 

Ah von einigen Leuten dazu benutzt wer­
�h, die Ostpolitik dieser Regierung offensiv 

zu verbreiten. Die Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend war nicht als Trägerorga­
nisation zugelassen worden mit der interes­
santen Begründung, es müsse "unbedingt 
vermieden werden, daß durch die SDAJ 
Fragen innerbundesrepublikanischer Art 
auf dem Kongreß zum Thema gemacht 
werden." ( Ergebnisprotokoll der 2. Vorbe­
reitungssitzung vom 20. 1 0. 70). 

Neue Jugendarbeit 
Die SDAJ beteiligte sich dennoch mit einer 
Delegation an dem Kongreß, die gemein­
sam mit Jungsozialisten, jungen Christen 
und anderen dazu beitrug, in den verschie­
denen Arbeitsgemeinschaften konstruktive 
Diskussionen und Beschlüsse zu erwirken. 
Durchgängig wurde in den Eröffnungsan­
sprachen des Oberbürgermeisters von 
Frankfurt, Walter Möller (als Schirmherr 
des Kongresses), von Prof. Cieslak als Lei­
ter der Delegation aus der Volksrepublik 
Polen und von Prof. Dr. Walter Fabian die Aachsende Rechtsgefahr in der Bundesre­'illllfl'ublik betont, der man das "Zusammenfin­
den auf der fortschrittlichen Seite der 
deutschen Politik" engegensetzen müsse. 
Anschließend berieten acht autonome Ar­
beitsgruppen, die die Ergebnisse ihrer Dis­
kussion auf einer abschließenden Podiums­
veranstaltung darlegen sollten. In der Ar­
beitsgruppe I ,  mit dem Thema "Ziele und 
Formen der künftigen J ugendbegegnun­
gen", wurde ein Initiativantrag der SDAJ 

Landesj ugend konferenz der Natu rfre undej ugend Rhein l a n d  
Von Wolfg a n g  Barteis 

Soll Jugendarbeit die Jugendlichen nur 
irgendwie beschäftigen oder soll versucht 
werden, die Freizeit mit neuen Inhalten zu 
füllen, die es ermöglichen, einen Standort 
in der Gesellschaft kritisch zu überprüfen? 
Die B und esjugendkonferenz der N atur­
freu ndejugend vom 7. bis 9. Mai 1 97 1  in 
Leverkusen wird darüber beraten. 

Die Jugendkonferenz des Land esverb andes 
Rheinland dieser Jugendorganisation am 
1 3 ./ 1 4. März in Köln- Kendenich zeigte 

jetzt, daß die Suche nach neuen Wegen 
durchaus nicht ohne Widerstände bleibt. 
Viele Ältere werfen der Land esjugendlei­
tung "Einseitigkeit" vor. I hnen wurde ent­
gegnet , diejenigen seien einseitig, die so 
tun, als ob die Jugendlichen in einem Glas­
haus ohne Probleme lebten : Ein Delegier­
ter: "Wir müssen d ie Forderungen der Ju-

gendlichen u nterstützen. Der Sozialismus 
läßt sich nicht erwandern." 
Diese M einung setzte sich durch. Die I nitia­
tive der DGB-Jugend zum Jahr des jungen 
Arbeitnehmers wurde begrüßt. In Zukunft 
wird man sich verstärkt um die Arbeit mit 
Lehrlingen und Schülern bemühen. Die Zu­
sammenarbeit mit Gewerkschaftsjugend,  
SDAJ,  Falken und Jungsozialisten wird für 
notwendig erachtet . Eine erste K onse­
quenz : Der Landesverband Rheinland un­
terstütz� den Kongreß "Arbeiterjugend 
contra Monopole", wie es zuvor schon d

'
ie 

Landesverbände B aden und Saar erklärt 
�atten. 
D ie Antikommunismu s-Beschlüsse der 
SPD-Führung wurden als S paltungsversu­
che zurückgewiesen. Die Konferenz brach­
te ihre Solidarität mit A ngela Davis zum 
Ausdruck. 

Bücher für die Jugendarbeit Peter Brückner: "Schülerllebe", kon kret-Buchverlag, 
136 Seiten, 6,- D M .  Wer noch nicht we iß,  wie Schüle r 
l ieben, erfährt es spätestens du rch d ieses Buch. 

" . . .  soll Ich geh'n in die Armee?", quer-Verlag, 2 Harnburg 20, Eppendorfer Landstraße 102, 128 Sei­
ten, 5,- DM. Dieses Buch enthält "Kasernentexte· , 
herausgegeben von Un kst ileraten u n d  sch re i be'nde n 
Soldaten. 

"Straßentheater", herausgegeben von Agnes Hüfner, 
Suhrkamp-Verlag, ed it ion suhrkamp 424, 338 Seiten, 
6,- D M .  Alle, d ie sich m i t  Agitprop und Straßen· 
theater befassen, sol lten d ieses Buch besitzen . 

W. I. Lenln I Kar! Llebknecht: " M il itarismus - Anti· 
m i l itarismus", Verlag Marxistische Blätter, 6 Frankfurt 
am M a i n ,  Meisengasse 1 1 ,  208 Seiten, 4,- DM. Ein e 
Textsa m m l u n g ,  die durch "Soldat 70" besondere Ak­
tual ität erlangt. 

Ollried Dankefmann: "Franco zwischen Hitler und den 
Westmächten", VEB Deutscher Verlag der Wissen­
schaften ,  DDR, 108 Ber l i n ,  Taubenstraße 10, 324 Sei­
ten, 9,80 DM. Wer di e heutige Lage i n  Spanien ver­
stehen w i l l ,  findet in d i esem Buch wertvol l e  H i n ­
weise. 

"Der Nahostkonflikt und
' 

seine Hintergründe", her­
ausgegeben von der SDAJ Essen, 43 Essen, Rütten· 
Scheider Straße 127, 18  Seiten. 

W. I. Lenin: "Ober die Jugend", Verlag Marxistische 
B l ätter, 6 Frankfurt am M a i n ,  Me isengasse 1 1 ,  160 Sei­
ten , 3,- DM. Di eses Buch enthält e i ne für d ie pol it i­
sche Jugendb i ld u ng sehr wichtige Textsamm l u ng.  

Frederik Hetmann: "Das schwarze Amerika", Herder­
Verlag, 416 Seiten, 22,- DM. E i n  Buch über den Frei­
heitskampf der amerikan ischen Neger. 

,.Schülergedlchle", Verlag Neues Leben, DDR, 108 
Berl i n ,  Wilhel m-Kü fz·Straße 30, 186 Se iten, 4,60 D M .  
Die Probleme, d i e  Schüler i n  d e r  DDR haben, spie· 
geln sich in diesen Gedichten wider. 

"Arbelterjugend kontra Monopole", Weltkreis-Verlag, 46 Dortmund, Brüderweg 16, 224 Seiten, 4,50 D M .  
Jeder, d e r  sich mit Leh r l i ngsarbeit beschäftigt,  m u ß  
dieses Buch gelesen haben. 

Günter Wallralf: ,.Von einem der auszog und das 
Fürchten lernte", W i l l i -Weismann-Verlag, 8 Mü nchen, 122 Seiten, 8,80 DM. Wal l ralf-Reportage gesammelt ­
aus der Bundeswehr, aus Betrieben. 
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Friedrich Engels 
und die Arbeiterjugend 
G ru n d l agen für die B i l du ngspol i t ik  der Arbeiterbeweg ung 
(2 .  Tei l) I Von Wi l l i  S chwettmann 

Engels sah i m  Kampf u m  den Charakter 
der Arbeiterbildung eine wichtige Aufgabe 
in den Klassenauseinandersetzungen zwi­
schen Kapital und Arbeit. 

Gleichzeitig erkannte E ngels, daß die Ar­
beiterklasse und ihre heranwachsen-de Ge­
neration ihre Bemühungen ständig erhöhen 
muß, in organisierter Selbstschulung sozia­
listische Kenntnisse zu erwerben, sich die 
Wissenschaft der Arbeiterklasse selbständig 
im Kampf gegen das Kapital anzueignen 
und zu verbreiten. Daraus ergibt sich unse­
re These Nr. 2. 

Friedrich Engels war es, der als erster sozia­
listischer Theoretiker die polytechnische 
Erziehung als einen entscheidenden B e­
standteil echter Volksbildung herausarbei­
tete und für die Entwicklung des Jugend­
lichen erforderlich hielt. In seiner Arbeit 
"Grundsätze des Kommunismus" heißt es: 
"Die Erziehung wird die jungen Leute das 
ganze System der Produktion rasch durch­
machen lassen können, sie wird sie in den 
Stand setzen . . .  von einem zum anderen 
Produktionszweig überzugehen, je nach­
dem die Bedürfnisse der Gesellschaft oder 
ihre eigenen Neigungen sie dazu veranlas­
sen. " (Marx/Engels, Werke, Bd. 4, Dietz­
Verlag, Berlin 1 95 9, S. 376) 

"Gefängnisse, genannt Schulen" 
Schon mit 18 Jahren hatte Engels im April 
1 83 9  in seinen "Briefen aus dem Wupper­
tal" eine genaue Beschreibung des Schul­
wesens in Elberfeld und Barmen gegeben. 
Er schilderte den Unterschied zwischen 
Schule und Bildung für das Volk einerseits 
und für die Kinder der herrschenden Klasse 
andererseits. 

"Man sperrt uns in Gefängnisse, genannt 
Schulen, ein . . .  " so protestierte der 
1 8-jährige wider die autoritären Strukturen 
im Schulwesen des Bürgertums. Er begehr­
te auf gegen "jene fürchterliche Hefte­
schreiberei . . .  die einen Schüler in einem 
halben Jahr stumpf ma chen kann ", d.h. ge­
gen reaktionäre Lehrbücher und verstaubte 
Lehrme thoden. Wie oft werden wir gerade 
heute an das erinnert, was Engels vor 
1 32 Jahren niederschrieb. 
Eine ähnlich kritische Stellung bezog En­
gels etwas später gegenüber dem Hoch­
schulwesen seiner Zeit. 
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Was er auch angriff und kritisierte, immer 
entlarvte Engels die offiziellen bürgerlichen 
Erziehungsideale, lehnte er die Schwärme­
reien der Reformisten in der Arbeiterbewe� 
gung ab, stellte er sich gegen die anarchi­
stisch-individualistische Flucht aus dem 
wirklichen Leben. Hingegen wies er auf die 
I deale des Sozialismus hin, für die man 
kämpfen muß. Man muß, schrieb er, für die 
Demokratie des Volkes kämpfen, deren 
Gegensatz die Diktatur des Kapitals über 
das Volk ist. 
An der führenden Rolle der Arbeiterklasse 
ließ er keinen Zweifel zu. Mit gleicher Prin­
zipienfestigkeit orientierte er auf das not-

Kurz und bündig 
D I E  .,ANT I FASC H ISTISCHE AKTION STUTTGART" 
hat sich gebi ldet. Ihr gehören an : DGB-Jugend, 
VVN, JuSo, Jungdemokraten ,  N FJ .  DFU. DKP, Freie 
Sozial istische Jugend, SDAJ, Lambrakisjugend u. a. 
demokratische Organisationen. 

PERSONALI E N :  Veronika Lauscher (22) . Chemie­
laborantin bei den Chem ischen Werken Kalk i n Köln. 

wurde auf Vorsch lag des Jugendhauptausschusses 
vom Bei rat in den ehrenamtl ichen Hauptvorstand der 
I G  Chemie-Papier-Kera m i k  gewählt. Dort wird sie 
die Jugend vertreten.  -Wallgang Schüssler (26) ist 
seit dem 1. Februar Bundesjugendsekretär der Ge­
werkschaft HBV. Er löst Christian Götz ab, der i n  d i e  
Gewerkschaftspressearbeit eingestiegen ist. 

., D I E  DEUTSCHE JUGEND DES OSTENS - weiter i m  
alten Marschtritt", heißt e i n e  Schrift von Elvira Höge­
mann-Ledwohn (Mü nchen), die jetzt von Vertretern 
der Gewerkschaftsj ugend, der Naturfreundejugend, 
der SDAJ und anderen Organisationen der Offent­
l i ehkeil vorgelegt wurde. Das Papier weist nach. daß 
die DJO m i t  i h rem jü ngsten Bundesjugendtag und 
n ach den Diskussionen i m  Deutschen Bundesjugend­
ring i h ren national istischen und revanch istischen 
Kurs verschärft hat. Al le Gründe für einen Aussch l u ß  
d i eser Organisation a u s  den Jugendringen und für 
r ' "  Aberkennung i h rer Förderu ngswü rd igkeit be­
stünden weiterh i n .  Die Schrift ist zu beziehen beim 
Weltkreis-Verlag. 46 Dortmund,  Brüderweg 16. 
AUF EINE I N I TIATIVE DER J U NGSOZIALISTEN ha­
ben progressive Jugendgruppen in Düsseldorf be­
sch lossen, das .. Haus des Deutschen Ostens" in 
e i nem .. symbolischen Akt" i n  .. Walter-Scheei·Haus" 
umzubenennen. 

DER BUNDESVORSTAND DER SDAJ trat am 6. und 
7. März i n  Essen zus-ammen. Er  beschäftigte sich m it 
der sozialen L:1�e der Arbeiterklasse i n  der BRD und 
den Tendenzen der ökonomischen Entwick l u ng 
außerdem mit der Arbeit der Arbeiterj ugendpresse 
Am Abend fand e i n  Gespräch mit  Vertretern der 
Landesj ugendpresse NRW und Redakteuren von 
Lehrlings- und Berufsschu lzeitungen statt. ln e i nem 
Telegramm übermittel:e qer Bundesvorstand dem 
Zentral rat der FDJ die besten G l ückwünsche zum 
25. Jahrestag ihres Bestehans und wü nschte weitere 
Erfolge i n  i h rer  Arbeit beim Aufbau des Sozialismus. 
D i e  SDAJ und die FDJ werde, vom 24. J u l i  bis zum 
14. August 1971 e i n  internationales Freundschafts­
lager in der D D R  veranstalten ,  an dem über 1 000 
J ugendl iche tei l nehmen. 

wendige Zusammenwirken von Arbeiter­
klasse und Intelligenz. 
So richtete Engels am 1 9. Dez. 1 893 an 
den Internationalen Kongreß Sozialisti­
scher Studenten den hochaktuellen Appell: 
"Möge es Euren Bemühungen gelingen, un­
ter den Studenten das Bewußtsein zu 
wecken, daß aus Ihren Reihen das intellek­
tuelle Proletariat hervorgehen soll, welches 
berufen ist, an

· 
der Seite und inmitten sei­

ner Brüder, der Handarbeiter, eine bedeu­
tende Rolle in der nahenden Revolution zu 
spielen. " 

Und vor allem an die Arbeiterjugend ge-
wandt, fuhr er fort : • " . . .  die Befreiung der Arbeiterklasse b 
nötigt . . . ifrzte, Ingenieure, Chemiker, 
Agronomen und andere Spezialisten; denn 
es geht darum, die Leitung nicht nur der 
politischen Maschinerie, sondern ebenso 
der gesamten gesellschaftlichen Produktion 
in die Hand zu nehmen, und hier sind an­
statt hochtönender Phrasen solide Kennt­
nisse vonnöten. " 

DER VERBAND DEUTSCHER STUDENTENSCHAFTEN 
bete i l igte sich als Beobachter am 10. Kongreß des 
I nternationalen Studentenbundes (ISB) in Bratislava/ 
CSSR, ebenso eine Beobachterdelegation der Asso­
z i ation Marxistischer Studenten - Spartakus. Der 
VDS gehörte lange Zeit dem ISC ( I nternational Stu­
dent Conference) an, der nach dem Bekanntwerden 
der Fi nanzierung du rch den C IA ruhmlos zusammen­
brach. 
Die NATU RFREUNDEJUGEND, Landesverband Rhein­
land, stellt in einer Presseerklärung die Forderu� nach zentralen Jugendzentren auf. die von den J gendl ichen mitgeplant, verwaltet und bestimmt w den . .  Die NF,J n i m mt damit Stel lung zu ei nem Bran 1 n  e 1 ner Keiner Diskothek, bei dem zwei Jugend­
l iche _verbrannten . . in dEO)r Erklärung heißt es : . .  Ju­
gendl iche sollen n 1 cht langer auf d i e  kapitalistische 
Ausbeutung in i h rer Freizeit angewiesen sein."  

E I N  SPITZENGESPRACH zwischen der DGB-Jugend 
und der Sportj ugend fand i n  Düsseldorf statt. Dabei 
wurde die Tatsache kritisiert, daß in Norddeutschland 
nur drei Prozent a l ler  Berufssch u l k l assen regel­
mäßig Sportunterricht  erhalten. 

DER DGB-BUNDESJUGENDAUSSCHUSS forderte e i n  
öffentl iches Hearing zur Nova l i ierung des Gesetzes 
uber den ZIVI len Ersatzdienst. Dabei sol len alle be­
tei l igten Gruppen gehört werden. 

D I E  AUSSTELLUNG .. J U N G E  WELT JUN GER 
MARKT" i n  Wiesbaden wurde unter dem Protest zahl­
reicher Jugendl icher eröffnet. Gewerkschaftsjugend 
und Junqsozial isten warnten die j u ngen Besucher da­
vor, sich ihr .. sauer verdientes Geld aus der Tasche 
zaubern zu lasse n . "  

D I E  BEZ I R KSJUGENDKONFERENZ DER POSTGE­
WERKSCHAFT i n  Harnburg forderte die Bundesreg ie­
rung auf. die DDR völkerrechtl ich anzuerkennen. 

DIE VOLLVERSA M M LUNG DES HAMBURGER JU­
GENDRI NGES protestierte ,.gegen die Verfol g u ng 
und Diskrim i n ierung der Opposition, die in den USA 
qegen r:ie Rassendiskri m i n ierung, gegen den Jndo­
chinakrieg und seine von der Regierung vorange­
triebene Ausweitung und gegen eine Pol it i k  kämpft. 
die i n  e i ner steigenden Arbeitslosigkeit und einer 
Brutalisierung des öffentl ichen Lebens i h re Konse­
quenzen zeigt".  ln d iesem Zusammenhang wurde ver­
langt. daß Ar.gela Davis unverzügl ich auf freien Fuß 
gesetzt w i rd .  



Der Rote 
4'unkt 
regiert 
"Eine Mark sechzig sind 
Betrug, fünfzig Pfennig 
sind genug!" 

Von Wolfgang Bartels 

11Borussia rauf, Fahrpreise run­
ter !" Mit diesem Transparent 
hat ein Vertrauensmann von 
Hoesch die Stimmung der Dort· 
munder Bevölkerung auf einen 
Nenner gebracht. 
Wie in vielen anderen Städten 
sind in Dortmund die Fahrprei­
se für die öffentlichen Verkehrs­
mittel erhöht worden. Ab 1. 3 ·  len Fahrscheine -,So, r,2o 

r,6o DM. Dabei hatte die 
dt schon mit den alten Ta­

rifen von -,6o, -,90 und r,2o 
DM an der Spitze gestanden. 
Doch an eins hatten die Auf­
sichtsratsmitglieder der Stadt­
werke nicht gedacht: eine Tarif­
erhöhung ist die eine Sache, sie 
gegenüber der Bevölkerung auch 

durchzusetzen die andere. Seit 
dem 1. März ruht jeden Tag 
pünktlich ab 17 Uhr der Stra­
ßenbahnverkehr, samstags ab 
n Uhr. Die Straßenbahnfahr­
gäste steigen bereitwillig in Per· 
sonenwagen um, die zum Zei­
chen der Solidarität den Roten 
Punkt im Fenster tragen. 
Schnell hatte sich in Dortmund 
ein Aktionskomitee "Roter 
Punkt" aus den Mitgliedern ver­
schiedener Jugendorganisationen, 
Sprechern von Berufsschulen, Ju­
gendvertretern, Betriebsräten, 
Vertrauensleuten und Gewerk­
schaftsfunktionären gebildet. 
Von Anfang an war ihnen klar : 
die Blockierung der Straßenbahn­
schienen muß Hand in Hand 
gehen mit der Organisierung 
von Autobahnhöfen. Nach den 
ersten Tagen hatte sich das so 
gut eingespielt, daß es diese 
Autobahnhöfe nicht nur an den 
Brennpunkten der Innenstadt 
gab, sondern auch in Stadttei­
len. 
In den ersten Tagen versuchte 
die Polizei, die "Rot-Punkt-Ak­
tionäre" durch willkürliche Ver­
haftungen einzuschüchtern : es 
wurden über zweihundert Bür· 
ger festgenommen. Das Ergeb­
nis war, daß die Zahl der De­
monstranten anwuchs. Jeden Tag 
gab es neue Autobahnhöfe. 
Die Dortmunder Zeitungen be· 
mühten sich zuerst redlich da-

rum, die täglichen Blockaden 
herunterzuspielen. Angeblich 
wurde die Zahl der Demonstran­
ten immer kleiner und manch­
mal sprachen sie sogar von Hin­
termännern, denen es um etwas 
ganz anderes als die Fahrpreis­
erhöhung gehe. Doch angesichts 
der Realitäten mußten sie ihre 
Berichterstattung bald ändern. 
Zu viele Bürger hatten sich be­
reits mit der Forderung des "Ro­
ten Punkt" solidarisiert: Rück­
nahme der Fahrpreiserhöhung 
und einen sozi;�l gerechtfertigten 
Einheitstarif von so Pfennig. 

Innerhalb weniger Tage wurden 
zehntausend Unterschriften un­
ter diese Forderungen gesam· 

melt, die dem Bundespräsiden· 
ten Reinemann anläßlich seines 
Dortmund-Besuches übergeben 
wurden. Mehrere Großkundge­
bungen mit Tausenden Zuhö­
rern fanden statt. Dietrich Kitt· 
ner und Dieter Süverkrüp traten 
aus Solidarität kostenlos auf. 
Der siebzehnte Tag des "Roten 
Punkt" brachte einen neuen 
Höhepunkt. Die Vertrauensleute 
des Hoesch-Konzerns beschlos­
sen, die Aktion 11Roter Punkt" 
zu unterstützen. Um zu zeigen, 
wie ernst es ihnen damit ist, 
zogen sie nach ihrer Sitzung 
durch die Dortmunder Innen­
stadt. Unplaumäßig - schon 
zur Mittagszeit blockierten sie 
den Straßenbahnverkehr. • 
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"Dieser 
Barras 
stinkt uns!" 

"Soldat 70" weiter auf 
dem Vormarsd:J. 

Von Reinhard Junge 

Die Versuche des "Verteidi­
gungs"-Ministeriums, der B��­
deswehrführung und des Mth­
tärischen Abschirmdienstes, die 
Unterzeichner von "Soldat 70" 
und andere demokratische Bun­
deswehrangehörige zu unter­
drücken, reißen nicht ab. 

e Bereits im Januar wurde der 
Panzerkanonier Wolfgang Jerren­
trup mit 14 T�gen �rrest be­
straft weil er m Umform ge­
gen 

1
die Errichtung eines l!S­

Munitionslagers in Wurstwetler 
(Saar) protestiert hatte. Für das 
gleiche "Delikt" erhielt der Fun­
ker Fred Herger eine Geldstrafe 
über 6o,- DM. 

e Im selben Monat verschwand 
der Kanonier Jan Roschmann 
aus Kiel für zehn Tage im Zel­
lenbunker der Lütjenburger 

Schill-Kaserne", weil er in Uni­
form am Landeswahlkongreß 
der DKP Schleswig-Holsteins teil­
genommen hatte. 
e Im Februar erhielt der Pio­
nier Rüdiger Raguse a�s Kamen 
(1./PiBtl. 13 in Lübeck) m1;1e-':halb 
von 14 Tagen drei. Di�z.tplmar­
strafen verpaßt. Zettwethg wur­
de ihm sogar verboten, am 
Dienst teilzunehmen, die Kase�­
ne zu betreten und weiter Um­
form zu tragen. 
e Am M. März wurde der Pan­
zergrenadier Wolfgang Hoff­
mann zum zweitenmal für 21 
Tage in Arrest geschickt. Das 
Truppendienstgericht in Koblenz 
hatte unter Leitung des Verwal­
tungsgerichtsdirelttors L!lienthal 
herausgefunden, daß dte "Sol­
dat 7o"-Erklärungen dazu "ge­
eignet" seien, "die �strengu�­
gen der Bundesregterung fur 
außenpolnische Entspannung zu 
stören." 
Doch das alles kann den demo­
kratischen Widerstand in der 
Bundeswehr nicht mehr unter­
drücken. 
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So beschwerte sich am 28. 2. der 
Panzergrenadier Rene Müller in 
einem offenen Brief an den 
Wehrbeauftragten über den In­
halt eines Rundfunkinterviews, 
in dem Schulz sich gegen junge 
Sozialisten geäußert hatte : "Die 
Identifikation mit Lenin läßt 
sich mit dem Grundgesetz 
schlecht vereinbaren." 
Rene Müller warf Schulz vor, 

auf dem rechten Auge blind" 
�u sein und mit solchen Äuße­
rungen lediglich die Aktivitäten 
der Neonazis in der Bundeswehr 
und im "Verteidigungs"-Ministe­
rium zu vertuschen. Und: "Wer 
sich zu Lenin bekennt, bekennt 
sich zur Demokratie." 
Zwei andere Soldaten, Fred Her­
ger und Wolfgang Kuß, pro­
testierten mit einem Flugblatt 
gegen friedensfeindliche Propa­
ganda im politischen Unterricht 
der Bundeswehr. Ein Dr. Reu­
ter, angeblich Dozent für Poli­
tikwissenschaft in Duisburg, 
hatte in mehreren Vorträgen 
versucht, die in Kastellaun (Ei­
fell stationierten Soldaten gegen 
die Ratifizierung des Moskauer 
und Warschauer Vertrages ·auf­
zuhetzen und in diesem Zusam­
menhang die Soldaten der Ro­
ten Armee als "Ganoven" be­
zeichnet. 
Herger und Kuß forderten da­
raufhin Mitbestimmungsrechte 
für Wehrpflichtige bei der Ge­
staltung des politischen Unter­
richts in der Bundeswehr, den 
Abbau des Antikommunismus 
und die sofortige Ratifizierung 
der beiden Verträge. 
Mitte März brach dann in den 
Dienststellen des MAD offene 
Panik aus: während einer Wehr­
übung in Düsseldorf gab der 
Oberleutnant der Reserve Theiß 
Urbahn ein Flugblatt heraus, in 
dem er den imperialistischen 
Charakter der Bundeswehr an­
prangerte. 
Seine Vorgesetzten reagierten 
ohne Zögern : stundenlange Ver­
höre MAD-Schnüffeleien in der 
Kase�ne, Verbot der Dienstteil­
nahme und des Tragens der 
Uniform. 
Auf einem Jugendforum am 17. 
März in Düsseldorf blieb Ur­
bahn trotz aller Repressalien bei 
seinen Forderungen : 

e Verzicht der Bundeswehr auf 
Verfügungsgewalt über Atom­
waffen; 
e 11Säuberung der Bundeswehr 
von Nazis und Neonazis" ; 
e "Sofortige Freilass�.mg al�er 
Soldaten, die wegen thres Em-

"Verletzte 
und sogar 
Tote !" 

Deutsd:J.land -"Befreier" 
im Vormarsd:J. 

Von Klaus Poweleit 

Sie tragen khakifarbene Uni­
formjacken mit h.ll:kenkreuzähn­
lichen Runen am Armel, auf den 
Schulterklappen militärische 
Dienstgradzeichen. Wer sich um 
die Bewegung besonders ve�­
dient gemacht hat, bekommt et­
nen Verdienstorden verliehen, 
der an das Eiserne Kreuz erin­
nert. Die Buchstaben DBB so­
wie die Jahreszahl 1970 sind ein­
graviert. DBB steht für "Deut­
sche Befreiungs-Bewegung" und 
1970 für das Gründungsjahr. 

Detlef Bensing, 1970 Kandidat 
der NPD für den Hessischen 
Landtag, trägt den Orden bereits 
stolz auf der linken Brusttasche 
seiner Uniformjacke. Aber er .i�t 
nicht der Boß dieser para-mth­
tärischen Organisation, zu deren 
Gründung die "Aktion Wider­
stand" den Anstoß gegeben hat. 
Bensing begnügt sich mit der 
Nr. 2 in der Organisationshier­
archie. 
Nr. 1 ist ein Mann, der nicht 
der NPD angehört, jedoch auf 
eine einschlägige Vergangenheit 
zurückblicken kann: Roland Tab-

tretens für Demokratie und ge­
gen Faschismus inhaftiert sind." 

An die zahlreichen Offiziere ge­
wandt, die in Zivil im Saal sa­
ßen und jedes seiner Worte be­
fehlsgemäß mitnotierten, erklär­
te Oberleutnant Urbahn: 
"Wenn wir hier und heute nicht 
eintreten für eine andere Bun­
deswehr, für eine Armee des 
Volkes, dann kann es passieren, 
daß wir eines Tages in ein 
Kriegsabenteuer verstrickt w. 
den. Daß die Jugend der B 
nicht in solche Abenteuer ge­
trieben wird wie die der USA, 
dafür haben wir jungen Offi­
ziere eine hohe Verantwor­
tung!" • 

bert. Seine frühe Jugend hat der 
heute 42jährige auf verschiede­
nen NS-Ordensburgen verbracht. 
Frontsoldat, Kriegsverdienst-
kreuz, Abitur, abgebrochenes 
Medizin-Studium, Krankenpfle­
ger, Auto-Verkäufer und andere 
Beschäftigungen. 

Kurz : wie sein großes Vorbild 
( Den Führer ehre und achte 
i�h") und nach eigenen Worten 
eine "verkrachte Existenz". 

Er und seine Mannen wollen 
das Gute des Nationalsozialis­

�us weiterpraktizieren!. in da 
Form, in der es der Fuhrer -
tan hat". Die Vernichtung der 
Juden will Tabbert ab�r nicht 
wiederholen. Denn se1t dem 
Sechs-Tage-Krieg denkt er a�­
ders über sie: 111ch achte dte 
Israelis. Saujuden, wie wir sie 
aus dem Dritten Reich kennen, 
sind sie nicht mehr." 

Die aktuellen Ziele seiner Be­
wegung umreißt d.er Möchte­
gern-Führer so : 11Wtederherst�l­
lung des Deutschen Reiche.s 1� 
den Grenzen von 1937, Befret­
ung Deutschlands und Europas 
vom Kommunismus, Schaffung 
eines vereinigten Europas . der 
Vaterländer." Die Kummumsten 
sind für ihn eine "übelrie�e�de 
Meute" die er loswerden will, 

I II hh • 11 der "Abschaum der Mensc ett · 

Da die Verträge von. Moska� 
und Warschau nach semer Met­
nung diesen . Zi.�le� entgegen­
stehen, sind ste fur thn "S�an�­
verträge" die so lan!!'e beka�p t 
werden �üssen, bis sie wte�er 
zerrissen sind. Jedem, der Slch 
ihm dabei in den Weg stellt, 



droht er "Verletzte und sogar 
Tote" an. Auf die Frage, mit 
welchen Mitteln er diesen Kampf 
führen wolle, spricht Tabbert 
von "Schlagwaffen", gibt aber 
auch zu verstehen, daß er sich 
mit der Herstellung von Bom­
ben und Sprengsätzen und de­
ren Wirkung ganz gut auskennt. 

Im Umgang mit Schlagwaffen 
hat "Führer"-Stellvertreter Ben-•. am 25. Juli 1969 vor dem 

furter Cantatesaal als 
-"Ordner" Erfahrungen ge­

sammelt, als demokratische Ge­
gendemonstranten von seinen 

Kameraden brutal zusammenge­
schlagen wurden. Nachdem der 
Dritte Strafsenat des Frankfurter 
Oberlandesgerichts die NPD­
Schläger jetzt unter den Schutz 
der im Mai 1970 erlassenen Am­
nestie für Demonstrationstäter 
gestellt und außer Verfolgung 
gesetzt hat, fühlt man sich in 
diesen "einschlägigen" Kreisen 
zu neuen Taten ermuntert. 

Die Aushebung einer neonazisti­
schen Terrororganisation samt 
Waffenlager im Rheinland hat 
auch am Main Beunruhigung 
ausgelöst. In Hanau, wo die 

Diese Männer wollen Deutschland .,befreien" :  
Tabbart (links) und Bensing (Mitte). 

ln mehreren Städten beging die SDAJ den I nternationalen Frauen­
tag (8. März) auf besondere Weise. Vor Fabriktoren, auf ·der Straße 
und in Kaufhäusern vertei lten SDAJier Blumen an Frauen und Mäd­
chen. Auf einer angehängten Karte beglückwünschten sie die Mäd­
chen. Auf der Karte hieß es u. a. :  .. Durch die Blume gesagt: Der Inter­
nationale Frauentag ist der Tag der arbeitenden Mädchen und Frauen. 
Der daran erinnert, den Kampf um die eigenen Rechte zu führen. ln 
der Gewerkschaft organisiert. Bei uns und mit uns - der SDAJ. 

DBB-Bundeszentrale ihren Sitz 
hat, fragt man sich besorgt, was 
die Polizei dort alles finden 
würde, falls sie sich bequemen 
sollte, da einmal nach dem 
Rechten zu sehen. 

Die Demokratische Bürgerge­
meinschaft Hanau hatte bereits 
im Dezember vergangenen Jah-

Napalm bei 
der Bun­
deswehr 
Jugendlid:J.e Strafgefan­
gene im .. Außeneinsatz" 

Von Rosa Klatt und 
Günter Wallraff 

11Als Häufchen auf dem Tisch 
brennt das Pulver schlecht. Erst 
bei der Verteilung und Sauer­
stoffzufuhr gibt es eine Stich­
flamme. Und wenn der Stoff 
mit Benzin vermischt wird, ent­
steht Napalm. Das ist ein kle­
briger Brei, der auf der Haut 
haftet", rekonstruiert Peter W. 
die Ausführungen des Stabs­
unteroffiziers. 

Peter W. ist seit kurzem aus 
der Jugendvollzugsanstalt Sieg­
burg entlassen. Vor der Entlas­
sung mußte er auf einem der 
sogenannten Außenkommandos 
arbeiten. Die besondere Aufgabe 
der Gruppe, der er zugeteilt war: 
Verladen und Verpacken von 
Munition, Waffen und Napalm 
in einem Bundeswehrdepot in 
der Nähe von Wahn. 

Hier in der Munitionsniederlas­
sung des Luftwaffen-Versor­
gungsregimentes 5 wurde mehr 
als fünfzehn Jahre lang die Re­
sozialisierung straffällig gewor­
dener Jugendlicher "gefördert". 
In "Kommando-Einsätzen" (7 bis 
9 Mann) wurden die jungen Ge­
fangenen in verschlossenen Wa­
gen aus den Mauern der Voll­
zugsanstalt hinter die Sicher­
heitswälle des Munitionslagers 
transportiert. Von sieben Uhr 
morgens bis fünf Uhr abends 

res Strafantrag gegen Tabbert, 
Bensing u. a. sowie Verbots­
antrag gegen die DBB gestellt. 
Auch der DGB, die Jungsozia­
listen, die Jungdemokraten, di� 
VVN und die DKP forderten da­
mals das sofortige Verbot. Doch 
die dafür zuständigen Behörden 
haben sich in dieser Sache bis 
heute nicht gerührt. • 

verluden sie für einen Tages­
lohn von 1,20 Mark Handgrana­
ten, Maschinengewehre, Granat­
werfer, Bomben, Fässer mit gifti­
gen Säuren und Napalm. 
"Das Napalm kommt in Ton­
nen", berichtet Peter W. weiter. 
"Wir mußten es dann in Fässer 
umfüllen und die Fässer be­
schriften. Insgesamt haben wir 
5000 Fässer abgefüllt." Ein Ju­
gendlicher fand bei einem spä­
teren Einsatz eine andere Auf­
bewahrungsart für das Napalm­
pulver: Es stand unbedeckt in 
schwarzen, im Boden veranker­
ten Kisten herum." 
Zur Herkunft des Pulvers wie 
auch der meisten Waffen stim­
men die Beobachtungen ver­
schiedener junger Ex-Häftlinge 
überein. Wolfgang F. : "Die Be­
schriftung ist fast immer in 
Englisch. Meist ist ein US-Flag­
ge-,Emblem' aufgeklebt." 
Bei der Verpackung von Na­
palm, Munition und Waffen 
war oft nur der Aufseher aus 
der Strafanstalt anwesend. Daß 
die meiste Zeit kein Waffen­
Experte dabei war, führt Peter 
W. darauf zurück: "Die hatten 
ja überhaupt nur drei Mann, 
um das ganze Lager zu 'bewa­
chen." 
So gelang es auch zwei Jugend­
lichen, einige mit dem Pulver 
gefüllte Tabaksbeutel unbemerkt 
hinaus und ins Gefängnis zu 
schmuggeln. Georg Elsne�, Di­
plom-Chemiker am Chem1sche_n 
Institut der Universität Bonn, 
untersuchte den Stoff. Seine 
Analyse ergab : ":Es handelt sich 
eindeutig um Napalm-Grund­
stoff." 
Die Bundeswehr hat also - und 
sie gibt es sogar zu - Napalm 
vorrätig und verwendet es auch 
bei Übungen. Bisher ist die Ein­
qrdnung des Napalm-Benzinge­
misches unter "chemischen Waf­
fen" nicht geklärt, da das Na­
palm nicht vom Genfer Proto­
koll ("Ober das Verbot von er­
stickenden, giftigen oder ähnli­
chen Gasen, sowie von bakte­
riologischen Mitteln im Kriege" 
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vom J7. Juni 1925) erfaßt ist. 
Dieses Protokoll schließt" jedoch 
"ähnliche Flüssigkeiten und 
Stoffe" ein, wozu man das Na­
palm rechnen dürfte. 
Napalm - ob es nun zu chemi­
schen Kampfstoffen zählt oder 
nicht: Uta Ranke-Heinemann, 
Tochter des Bundespräsidenten, 
will ein internationales Verbot 
der chemischen Brandbombe 
durchsetzen. Sie meint : "

Wie 
man Napalm militärisch klassi­
fiziert, darüber zerbreche ich mir 
nicht den Kopf. Auf jeden Fall 
ist es ein grausames Mittel, um 
Menschenleben zu vernichten." 
Inzwischen häufen sich die welt­
weiten Bemühungen, ein sol­
ches Napalm-Verbot zu errei­
chen. Vorreiter einer solchen 
Aktion in der Bundesrepublik 
ist eben Prof. Dr. Uta Ranke­
Heinemann. Am 16. Oktober 
1970 startete sie ihre Bemühun­
gen mit einem Brief an Bundes­
kanzler Willy Brandt. 
Bereits am 28. Oktober ging die 
Antwort von Kanzler-Adlatus 
Sahm ein : ,,Ihre Anregung, daß 
die Bundesregierung die Initia­
tive für ein internationales Na­
palmverbot ergreifen möge, wird 
grundsätzlich begrüßt. Ich habe 

Zuschüsse 
für 
Reitpferde 
DBJR fordert Uberprü­
fung der Subventionen 
für Jugendreisedienste 

Von Wienand Bertram 

"Die Subventionen aus dem 
Bundesjugendplan fließen in auf­
geblähte Verwaltungen, an Rei­
sebüros und private Unterneh­
mer, die sich in die Gesellschaf­
ten eingekauft haben." Und 

"dun:h undurchsichtige Unter­
nehmenskonstruktionen und fi­
nanzielle Manipulationen wird 
die Gemeinnützigkeit dieser Ge­
sellschaft zweifelhaft." 
Zu diesem Ergebnis kam die 
Januar-Nummer der Zeitschrift 
"Test" in einem Report über die 
gemeinnützigen Jugendreise­
unternehmen. Dieser Report war 
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das Auswärtige Amt gebeten, zu 
prüfen, wie ein solches Vorha­
ben praktisch in die Wege ge­
leitet werden kann." 
Weniger positiv drückte sich 
Sahm in einem zweiten Schrei­
ben vom 30. Januar 1971 aus. 
Er meinte: "Eine eigene Initia­
tive der Bundesregierung würde 
bei dem gegenwärtigen Stand 
der internationalen Diskussion 
verzögernd wirken." 

Verteidigungsminister Helmut 
Schmidt, ebenfalls von Frau 
Ranke-Heinemann angsprochen, 
fühlte sich moralisch überfor­
dert, reagierte rein strategisch 
mit Zitaten aus dem Jahrbuch 
der Wehrtechnik 1969 : "Der 
taktische Wert der Feuerbomben 
auf dem Gefechtsfeld ist umstrit­
ten", heißt es, und: "Die Ergeb­
nisse der weiteren Untersuchun­
gen werden zeigen, ob eine Ver­
besserung der jetzigen Feuer­
bomben möglich ist.

" 

"Diese beiden Sätze empfinde 
ich als besonderen Hohn auf 
unsere Anfrage", kommentiert 
Präsidenten-Schwiegersohn Ed­
mund Ranke, gleichfalls an der 
Anti-Napalm-Aktion beteiligt, 
die Schmidt-Antwort. • 

Anlaß für den Vorsitzenden des 
Deutschen Bundesjugendringes, 
Wolfgang Reifenberg, sich in ei­
nem Offenen Brief an die Mit­
glieder des Bundestages zu wen­
den. 
Bei der Subventionierung der 
verschiedenen Gesellschaften gibt 
es sehr große Unterschiede. Die 
Deutsche Gesellschaft für Inter­
nationalen Jugendaustausch (DG) 
erliielt 1970 nach 

"
Test" DM 

2 049 ooo, die nächstgrößte Ge­
sellschaft, der Deutsche Studen­
ten- und Jugendreisedienst da­
gegen nur 395 ooo DM, die "In­
ter-Reisen" nur 140 ooo DM und 
die Bundesarbeitgemeinschaft 
Evangelischer Ferienwerke DM 
45 000. 
Die DG, deren Präsident der 
Bundestagsabgeordnete und 2. 
Chef des Haushaltsausschusses!, 
Hans Hermsdorf, ist, hat in über 
zehn Orten teilweise mit Hilfe 
erheblicher öffentlirher Zu­
schüsse Jugendhäuser gekauft 
oder gepachtet - zwei Häuser 
liegen in Spanien ! Neben Boo­
ten, Werkmaterialien und Berg­
steigerausrüstungen bietet die 
DG noch zehn aus öffentlichen 
Mitteln bezuschußte Reitpferde. 
Die Anschaffung dieser Pferde 
aus Bundesjugendplanmitteln 

. Sommer, Sonne, Spanien 

Zeichnung : Walter Kurowski (aus 
"Umbruch", Zeitschrift der JuSo 
Oberhausen) 

kostete 42 900 DM, der jährli­
che Unterhalt wird mit 27 ooo 
DM bestritten . 
Der Deutsche Studenten- und 
Jugendreisedienst bekommt für 
das Europäische Zentrum Bran­
neburg/Inn einen Zuschuß. Die 
anderen Gesellschaften gehen 
leer aus. 
Abschließend heißt es in Rei­
fenbergs Brief: 11Wir halten die 
offensichtlichen Unterschiede in 
der Bezuschussung der hier an­
geführten gemeinnützigen Ja 
gendreiseorganisationen eben­
wie die im 11Test"-Artikel erho­
benen Vorwürfe für so gravie­
rend, daß, im Interesse des die 
öffentlichen Haushalte kontrol­
lierenden Bundestages ebenso 
wie im Interesse aller Träger der 
Jugendarbeit, die aus Bundesju­
gendplanmitteln bezuschußt 
werden, eine Prüfung des Sach­
verhalts erfolgen sollte." • 
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In der Gunst seiner Freunde war er in all 
diesen Jahren so weit gestiegen, daß das 
NPD-Organ "Deutsche Nachrichten" ver­
kündete : Er sei ein Mann, "der in der 
Stunde des politischen Wandels all diejeni­
gen um sich scharen wird, die ein starkes 
Deutschland wollen." Und viele sähen ihn 
"als den Kanzlerkandidaten von 1 973 an, 
der . . .  dann als Deutschlands starker 
Mann gemeinsam mit allen nationalen 
Kräften das neue und stärkere Deutschland 
schafft." 1 )  Zwar hatten einige seiner 
Freunde noch Bedenken, aber, so ein 
CSU-Freundeskreis, er "ist der kommende 
Mann. Er löst Adolf Hitler nicht ab, er er­
setzt ihn auch nicht, er hat aber Führungs­
qualitäten . . . Wir müssen die Macht er­
zwingen, so oder so. Auch dann, wenn die 
Wahl nicht nach unseren Vorstellungen 
ausfällt. "2) 
Dieser Franz Josef Strauß ist nicht nur 
vierfacher Ehrendoktor in den USA. Nicht 
nur Ehrenbürger von Chicago. Nicht nur 

Ehreninfanterist der US·Army. Nicht nur 
Träger der Wiener Faschingsauszeichnung 
"Orden des lieben Augustin". Dieser Franz 
Josef Strauß ist inzwischen zur zentralen 
Figur des Rechtskartells geworden. 

Keine Affäre ohne Strauß 

Da gab es z.B. Anfang der 60er Jahre die 
FIBAG-Afflire. 5000 Wohnungen sollten 
für die US-Streitkräfte in Bayern gebaut 
werden. Strauß-Freund Kapfinger gründete 
zusammen mit einem Herrn Schloß pro 
forma eine Baugesellschaft (FIBAG), die 
den Auftrag übernehmen sollte. Strauß 
teilte dem US-Verteidigungsminister Gates 
mit, er habe das Projekt geprüft und für gut 
befunden. Doch diese Prüfung hat es nie 
gegeben. Schloß wurde als Hochstapler und 
Betrüger entlarvt. 
Im Jahre 1 962 deckte der "Spiegel" teil­
weise die abenteuerlichen Rüstungspläne 
Strauß' auf. (Strauß-Ausspruch aus dieser 

Zeit: "Ich kenne nur den Fall Rot", und es 
sei möglich, die UdSSR "von der L�ndkar· 
te zu radieren".) Strauß ließ die Spiegel­
Redaktion von der Polizei besetzen, Archi­
ve beschlagnahmen und Redakteure verhaf­
ten. ·Die Vollstreckungsbeamten belog 
Strauß, als er ihnen mitteilte, Kanzler 
Adenauer habe Weisung gegeben, den zu­
ständigen Justizminister Stammherger 
nicht zu unterrichten. Die Geheimaktion 
war grundgesetzwidrig. "Forsch und frei 
heraus" leugnete Strauß später, hier je sei· 
ne Finger im Spiel gehabt zu haben 
Ein anderer Skandal : · HS 3 Ö. Dieser Panzer 
rollte nicht, aber dafür das Geld um so 
mehr. Nachdem Adenauer ein Holzmodell 
des Schützenpanzers besichtigt hatte, wur­
de er bestellt: zu einer Unterredung hatte 
der Firmenbeauftragte eine Aktentasche 
voller Bargeld mitgebracht. Verantwortlich 
für die Beschaffung: Strauß. 
Inzwischen haben wir uns daran aewöhnt: 
mit unheimlicher Präzision fällt ein Star-
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fighter nach dem anderen vom Himmel. 
Verantwortlich für die Anschaffung dieses 
Witwenmachers, der wegen seiner Träger­
eigenschaft von Nuclearwaffen bei den 
nach Atomwaffen gierenden Politikern und 
Generalen willkommen war: Strauß. Der 
Bundesrechnungshof warf ihm später fal­
sche Information des Bundestages und 
schwerwiegende Verstöße bei der Beschaf­
fung ("unübliche Provisionen

"
) vor. 

Auch durch einstweilige Verfügungen läßt 
sich das Gerücht nicht zur Ruhe bringen, 
daß Vera Brühne und Johannes Ferbach 
nur deswegen zu lebenslangem Zuchthaus 
verurteilt wurden, damit die Rolle des 
Franz Josef Strauß in dieser Mord- und 
Waffenschieberaffäre nicht ans Tageslicht 
dringt. 
Sein letzter Skandal als Minister: 1 7  Tage 
nach der Bundestagswahl, seinen Abgang 
als Finanzminister im Herbst 1 969 vor 
Augen, schanzte er noch schnell seinen 
bayrischen Freunden 1 00 Millionen DM 
Olympiazuschüsse zu. Er war zwar nicht 
zuständig, aber das hat Strauß ohnehin 
noch nie gestört. 

Kritiker = .,verdreckt und ungewaschen" 

Doch nicht nur seine vielen Affären mach· 
ten Strauß bei den Reaktionären aller 
Schattierungen immer beliebter. Strauß 
hatte im Laufe der Zeit wieder zu jener 
angenehmen Form der politischen Ausein­
andersetzung zurückgefunden, die man 
nicht nach Phonzahl mißt, sondern für die 
man schon Goebbelsche Maßstäbe anlegen 
muß : die persönliche Diffamierung des 
Gegners. So drohte er 1 962 dem SPD·Ab­
geordneten Kahn-Ackermann : "Wenn Sie 
Ihre Immunität nicht hätten, kämen Sie 
wegen Beleidigung der Bundeswehr für ein 
halbes Jahr ins Kittchen!

" 
Und FIBAG· 

Untersucher Gerhard Jahn (SPD) mußte 
sich von Strauß sagen lassen, so etwas wie 
ihn müsse man "eigentlich aufhängen

" 
. . 

Eine Losung, die die Aktion Widerstand 
heute dankbar aufgegriffen hat ("Hängt die 
Verräter!

"
) 

Seinen Gegnern beschied er 1 968 : "Wir las­
sen uns Kritik gern gefallen, aber nicht von 
Ungewaschenen und Verdreckten.

"
3) Ein 

Jahr später klang das noch klarer: "Diese 
Personen nützen nicht nur alle Lücken der 
Paragraphen eines Rechtsstaates, sondern 
sie benehmen sich wie Tiere, auf die die 
Anwendung der für Menschen gemachten 
Gesetze nicht möglich ist, weil diese Geset· 
ze auch bei Rechtsbrechern noch mit 
Reaktionen rechnen, die der menschlichen 
Kreatur eigen sind.

"4) Und gegen die Kri­
tik der "Tiere

" 
will er sich eben mit Ma­

schinenpistolen wehren (siehe oben). 
Als e; die CDU/CSU erreicht hatte, daß der 
SPD-Abgeordnete Wende seinen Assisten­
ten Mathias Jung feuerte, der für den SHB 
am Strauß. Tribunal (Bonn) teilnahm, er­
klärte Strauß zynisch: "Ist jetzt dem Assi­
stenten gekündigt worden? Ich wünsche 
dem jungen Mann alles Gute.

"
S) 
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Bayerns 
"

besondere Note" 

.,Deutschland braucht Bayern!
" 

Das war 
das Motto des CSU-Parteitages im April 
letzten Jahres. Und Strauß rieb sich die 
Hände : "Wir freuen uns, wenn die beson­
dere Note der CSU-Politik auch außerhalb 
Bayerns Anerkennung findet." 
Was ist das, die "besondere Note

" 
eines 

Landes, dessen neuer Kultusminister 
Prof. Maier zur Einführung in seinen neuen 
Arbeitsbereich meinte: "Wir müssen vom 
Anspruchsrecht auf Bildung herunterkom­
men!

" 
? (Zuvor war Maier bezeichnen· 

derweise Vorsitzender des akademischen 
Rechtskartells "Bund Freiheit der Wissen­
schaft''.) 
Bayern ist ein Land, das in den letzten 
Jahrzehnten seinen wirtschaftlichen 
Rückstand zum übrigen Bundesgebiet we­
sentlich verringert hat. Die Zuwachsraten 
des Bruttosozialprodukts liegen seit Jahren 
über dem Bundesdurchschnitt: Bayern ist 

Abgestürzter Starfighter (Nr. 125) 

Der neuaste Skandal des Franz Josef 
Strauß: Bei einem nächtlichen 

"
Spazier­

gang" in New York wird der völlig Ah­
nungslose von drei Prostituierten überfallen 
und ausgeraubt. 

zur größten Waffenschmiede der Bundesre­
publik geworden. Doch was die gesell­
schaftlichen Strukturen angeht: hier weist 
Bayern einen erheblichen Rückstand auf. 
Hier haben sich überalterte Strukturen als 
besonders zählebig erwiesen. Adel, katholi­
scher Klerus und Großgrundbesitz, die 
Überreste der Feudalzeit, haben ihre ein­
flußreiche Stellung erhalten. 
Die Industrialisierung Bayerns änderte bis­
her an diesen Strukturen wenig. Die Groß­
industrie entwickelte sich nur in einigen 
Zentren - München, Augsburg, Nürnberg, 
Schweinfurt, lngolstadt. Das weite Land 
wurde von dieser Entwicklung kaum be­
rührt. Es behielt seinen agrarischen länd· 
lich-kleinstädtischen Charakter. Hier lebt 
die Massenbasis der CSU: Kleinbürgertum 
mit rückwärts-orientierter Vorstellungs­
welt. 



Die Städte sind Standorte modernster In· 
dustrien : Elektrotechnik (Siemens), Ma· 
schinen- und Fahneugbau (MAN, BMW), 
Chemie (Kalle/Farbwerke Hoechst). Und 
nicht zuletzt Bayerns Hauptindustrie : 
Rüstung, Luftfahrt, Raumfahrt und Rake· 
tentriebwerkstechnik (Messerschmitt, 
Bölkow, Dornier, Junkers) aeben sich hier 
ein Stelldichein mit Elektronik (Siemens/ 
AEG), Kernenergietechnik (Flick) und 
Panzerbau (Krauss-Maffey /Flick). 
Strauß engste Freunde kommen aus diesem 
Kreise. Angefangen von Hippo1yt Freiherr 
Posehinger von Frauenau (Präsident des 
bayrischen Senats) über Otto Freiherr von 
Feury (Präsident des bayerischen Bauern­
verbandes) bis zu MdB Dr. Wolfgang Pohle 
(Geschäftsflihrender Gesellschafter des 
Flickkonzerns und Schatzmeister der 
CSU), Karl-Heinz Spilker (Kalle AG) und 
A Gisbert Kley (Siemens) reichen seine "W'rbindungen. Strauß selbst ist Vorsitzen­
der im Verwaltungsrat der Airbus-GmbH 
und Aufsichtsratsvorsitzender der Olym­
pia-Baugesellschaft. 
Das ist der Hintergrund der 

"
besonderen 

Note" Strauß'scher Politik: ein Klassen­
bündnis der noch feudalen Vorstellungen 
verhafteten Kräfte mit den Exponenten 
moderner Rüstungskonzerne. Das ist Ursa­
che flir den extrem reaktionären und ag­
gressiven Charakter des bayrischen Rechts­
kartells, dessen Partei die CSU ist. Und das 
ist das Programm von Franz Josef Strauß: 

"
Es kommt darauf an, Bayern zu erhalten, 

damit Deutschland bleibt, was es in seinem 
westlichen Teil ist und in seinem anderen 
Teil werden soll. "6) 
Das bedeutet Liquidierung der DDR, die 
für Strauß ohnehin nur 

"
ein Gebilde (ist), 

dem in Wirklichkeit die Merkmale des 
Staates im Rechtssinne und des Völker­

jlihtssubjekts fehlen". 7) 
� wie soll dieses 

"
Deutschland" bayri· 

scher Prägung aussehen? 
"

Auf die Dauer 
kann es kein Deutschland geben, das 
wirtschaftlich ein Riese und politisch ein 
Zwerg ist. Deshalb braucht die deutsche 
Politik einen europäischen Rahmen."8) 
Strauß' Programm ist die Neuauflage deut· 
scher Großmachtpolitik, diesmal im 

"
euro­

päischen Rahmen", die Neuauflage imperi· 
alistischer Expansionspolitik, die schon 
zweimal in die Sackgasse geführt und Milli· 
onen Todesopfer gekostet hat. 

Türöffnung nach rechts 

All das macht ihn zum Publikumsliebling 
bei allen, die sich nach einem neuen 

"
star­

ken Mann" sehnen. Und Strauß revanchiert 
sich auf seine Art. Er öffnet die Tore der 
CSU : 

"
Wir sind eine Partei, die eine Hei­

mat ist ftir all diejenigen, die heute irre (!)  
und mit Recht unzufrieden sind mit den 
Parteien, in denen sie bisher gewesen sind. 
Dafür öffnen wir bewußt unsere Tore und 
dafür springen wir bewußt über manchen 
Schatten der Vergangenheit. Wir sind eine 
Partei, die eine Sammlungsbewe&Una zur 
Rettung unseres Vaterlandes . . .  ist."9) 

Und für das NPD-Organ 
"

Deutsche Nach· 
richten" ist Strauß der Mann, um den sich 
alle scharen, 

"
die der Ausverkaufs- und 

Verzichtspolitik des Willy Brandt den 
Kampf ansagen" . 1 0) Denn ,jetzt kommt 
es darauf an, die Position der deutschen 
Interessen . . . durch zähen und erfolgrei· 
eben Widerstand ( ! )  gegen die Politik des 
, Wandels durch Kapitulation' zu stär­
ken." 1 1 ) 
Für Strauß ist der Gewaltvenichtsvertrag 
mit der Sowjetunion der 

"
Büchsenöffner, 

mit dem die Pandorabüchse, die Büchse des 
Unheils, geöffnet werden soll." 1 2 )  

Nächstes Ziel: Regierungssturz 

Strauß will die Brandt/Scheel-Regierung 
stürzen; lieber noch heute als morgen. 
Strauß auf dem April-Parteitag im letzten 
Jahr: 

"
Ihr Abtritt von der Re&ierungsbüh­

ne wäre der beste Dienst, den sie dem deut· 
sehen Volk erweisen könnte." Und in einer 
Zeitung Springers, 

"
unseres Manns aus dem 

Norden", l 3 )  der "Welt am Sonntag", 
5.7.70: 

"
Ich gebe Ihnen recht, daß wir die 

Absicht und die Pflicht haben, diese Regie­
rung zu stürzen." 
Und wie will Strauß das machen? Zum 
Beispiel durch Abgeordnetenkauf. 
400 000 DM wollte sich die CSU den Über· 
tritt des FDP-Abgeordneten Ge1dner ko­
sten lassen. Zum Beispiel durch Spaltung 
der FDP. Die 

"
Neue Ruhr-Zeitung" 

schrieb: 
"

Manche versuchten sich auszu­
rechnen, was wohl Mende, Starke und 
Zoglmann gekostet haben." 14) Zoglmann 
gründete den CSU-Ableger 

"
Nationallibe· 

rale Aktion" (NLA). Zum Beispiel durch 
uneingeschränkte Herrschaft über Funk 
und Fernsehen (dank Springer und Bertels­
mann ist diese Herrschaft bei Büchern und 
Zeitungen schon fast verwirklicht). 
Zur Zeit verstärkt die CSU ihre Bemühun­
gen, doch noch 

"
privaten" Hör- und Seh­

funk zu bekommen. Dabei ist es ihr bereits 
gelungen, genügend Einfluß auf die 

"
öf· 

fentlich·rechtlichen" Rundfunkanstalten 
zu bekommen, um drei 

"
Panorama"-Mode­

ratoren zu feuern oder die Ausstrahlung 
der dritten Folge der Jugendsendung 

"
Zoom" zu verhindern. Dennoch flihlte 

sich Strauß im Februar 197 1  bemüßigt, die 
angebliche 

"
staatliche Zwangssteuerung 

von Presse, Rundfunk und Fernsehen" 
durch die Bundesregierung anzu­
prangern. 1 5 )  

Gemeinsamkeiten mit Strauß? 

Und wie antwortet die so attackierte Re­
gierung? Man 

"
müsse die gemeinsamen 

nationalen Interessen in den Vordergrund 
rücken". 1 6) 
Und Strauß klatscht dem Münchner Partei· 
ratsbeschluß der SPD nicht nur lauthals 
Beifall. Er denunziert auch noch alle Be­
strebungen von Jungsozialisten, trotz des 
Verbots die Aktionsgemeinschaft mit allen 
fortschrittlichen Kräften zu praktizieren : 

"
Merken Sie denn nicht, wie sich diese 

Grenzzonen zwischen Ihnen (der SPD) und 

der DKP immer mehr ausdehnen und daß 
Sie es nötig haben, sich hier scharf, eindeu­
tig und mit Konsequenzen abzusetzen, und 
zwar so abzusetzen, daß Mißdeutungen 
und fließende und schwimmende Grenzen 
nicht mehr möglieh sind.. D.u liegt in Ihrem 
und in unserem gemeinsamen Inter· 
esse." 1 7 )  
Und was ist dieses "gemeinsame Inter· 
esse? " Erhaltung und Stabilisierung dieses 
ungerechten spätkapitalistischen Systems. 
Lassen wir Strauß selber sprechen: 1 8 )  
-

"
Wir bekennen uns in Wort und Tat zur 

sozialen Marktwirtschaft und damit auch 
zum Unternehmertum." 

-
"

Es sollte auch einmal deutlich und mit 
Autorität gesagt werden, daß Eigentwtl 
und Ertrag Voraussetzungen einer funktio­
nierenden Marktwirtschaft und nicht poli­
tische Sünden eines verbrecherischen oder 
fehlerhaften kapitalistischen Systems 
sind." 
Manchmal sagen Menschen gerade dann die 
Wahrheit, wenn sie sich versprechen. Aus 
dem Bundestagsprotokoll vom 12.  Febru· 
ar 1 97 1 :  

"
Strauß: CDU und CSU bieten auch denen 

eine politische Heimat, die ein durch Ge­
schichte gereiftes und. durch persönliche 
Erfahrung geläutertes Nationalbewußtsein 
haben und von obrigkeitsstaatlichem Den· 
ken freies, aber die Staatsautorität bejahen­
des Verhältnis der staatlichen Ordnung de­
magogi - - (Lachen bei der SPD - Abg. 
Dr. Apel : Eine schöne Freudsche Fehllei· 
stung!) - demokratischer Prägung besit· 
zen. (Beifall bei der CDU/CSU." 1 9) 

Wolfgang Barteis 

Quellenhinweise und Erläuterunaen 

1 )  
"

Deutsche Nachrichten", 9. 1 .  70 
2) Aus einem Rundbrief des Kölner 

"
CSU-Freundeskreises", abaedruckt in 

"
druck und papier" 

3) Vilshofener Aschermittwochsrede, 
28.2. 1 968 

4) Strauß am 1 8.7. 1969 in einem Tele­
gramm an den bayrischen Ministerprä­
sidenten Alfons Goppel 

5) Strauß am 1 2.2. 1 97 1  im Bundestag 
6) Strauß auf dem CSU-Parteitag, 

1 7 ./ 1 8. 1 0.70 
7)  Strauß am 25.2. 1 970 im Bundestag 
8) Strauß in seinem Buch 

"
Entwurf für 

Europa" 
9) Strauß auf dem CSU·Parteitag, 

3./4.7. 1 970 
10) 

"
Deutsche Nachrichten", 9. 1 . 1 970 

1 1 ) 
"

Bayernkurier", 9. 1 . 1 97 1  
1 2) 

"
Bayernkurier", 1 5 .8. 1 970 

1 3) Strauß über Springer zu dessen Eintritt 
in den CSU·Wirtschaftsbeirat 

14) NRZ, 1 4 . 1 1 . 1 970 
15) Strauß am 1 2.2. 1 97 1  im Bundestag 
1 6) Brandt am 1 2.2. 197 1  im Bundestag 
17)  Strauß am 1 2.2. 1 97 1  im Bundestag 
1 8) alle folgenden Zitate ebenda 
1 9) 

"
Demagogie" : laut Volb·Brockhaus 

"
Hetze, Volksverführuna" 
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Warnung 
vor zu 

heissen 
Höschen 

"
Hineinschlüpfen und mitma­

chen!" Unter dieser Losung 
ruft BILD zur Aktion 

"
Miß hei­

ße Hose". BILD kann auf eine 
lange Geschichte der 

"
Heißen 

Höschen" verweisen: Schon die 
alten Kreter, und die alten Frie­
sen, und die Lebedamen vor 
400 Jahren, und Frankreichs 
König Heinrich 111 . . .  
Fragt map, warum diese große 
Tradition zeitweilig unterbro­
chen war, zum Beispiel durch 
lange Gewänder und Maxi und 
so, dann gibt BILD dafür den 
Männern die Schuld : 

"
Wer ei­

nen langen Rock trägt, der 
kann nicht schnell laufen. Und 
die Angst, bei Nacht und Nebel 
von der lieben Ehefrau verlas­
sen zu werden, saß den Män­
nern schon zu Fred Feuersteins 
Zeiten im Nacken." 
Daß sich jetzt wieder die gro­
ßen, beziehungsweise kleinen 
Vorbilder durchsetzen - denn 
in den heißen Höschen erblickt 
der Kenner die Shorts der 
fllnfziger, sechziger Jahre -, 
dafür sind natürlich auch wieder 
die Männer verantwortlich. 
BILD veröffentlicht die Karika­
tur eines Mannes, der in eine 
Maschine jener LTU-Luftfahrt­
gesellschaft stürmt, in der Hot 
pants zur Stewardess-Uniform 
gehören. Der lüsterne Fluggast : 

"
Wohin Sie fliegen, ist mir völ­

lig wurscht !"  

Die Meldungen überschlagen 
sich: 
London: In einer Keksfabrik 
wird eine 1 6jährige gefeuert, 
weil sie in 

"
hot pants" am Ar­

beitsplatz erschien. 
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Freiburg/Essen: Direktorinnen 
von Gymnasien sprechen Hot­
Pants-Verbote aus. 
Düsseldorf: "Heiße Höschen" 
stehen im Vordergrund des An­
gebots auf der 88. internationa­
len D amen oberbekleidungs­
messe (DOB). DOB erwartet 
"gute Nachbestellungen" flir 
den Sommer 7 1 .  
Hamburg: Bei soviel Engage­
ment der Wirtschaft mag auch 
die bundesdeutsche Schule ih­
ren Widerstand nicht aufrecht­
erhalten. Erklärte die Hambur­
ger Schulbehörde : 

"
Einem An­

trag des Elternbeirates, des 
Schülerrates und des Kollegi­
ums, ,heiße Höschen' zu erlau­
ben, würde man sich fUgen." 
elan vermag soviel Nachgiebig­
keit der Behörden nicht zu ver­
stehen : Übersehen die Herren 
und Damen nicht vielleicht die 
mannigfaltigen Gefahren, die 
aus den 

"
Heißen Höschen" er­

wachsen? Was ist, wenn ein 
Höschen zu heiß wird? Wenn 
es zu Brandverletzungen, zu 
schweren Störungen des Ge­
schlechtslebens, wenn nicht gar 
zum Versagen in der Liebe 
führt? 
Auch moralischen Bedenken 
möchte elan Rechnung tragen. 
Die Redaktion entschloß sich 
daher zu einer Bild-Auswahl, 
die alles enthüllt ! Die Texte zu 
den Bildern entnahmen wir 
dem Anstandsbuch von Heidi 
Carl 

"
Kleine Modefibel", er­

schienen im Echter-Verlag 
Würzburg in der Reihe 

"
Das 

moderne Mädchen". Diese Tex­
te sind eine Mahnung an uns 
alle. 
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Eigentlich heißt er Dieter Dehm und studiert im 5. Semester Erzie­
hungswissenschaften an der Frankfurter Universität. Wir kennen 
ihn seit mehreren Jahren als politischen Liedermacher unter dem 
Namen lerryn. Seit seinem 1 4. Lebensjahr textet und komponiert 
lerryn, und er hat dabei einen interessanten Lernprozeß durchlau­
fen. Als Liedermacher entwickelte er seinen eigenen Stil von den 
pazifistischen Liedern, den Liedern der Ostermarschbewegung über 
die moralisierenden Klagelieder der Protestsongwelle hinaus zu 
Agitationsliedern mit Pop-Musik. Diese Entwicklung ist nicht zu 
trennen von seiner politischen Bewußtwerdung, die sich ebenfalls 
in typischen Phasen der �,Neuen Linken" vollzog: Ostermärsche, 
antiautoritäre Phase der Schüler- und Studentenbewegung, Umweg 
über Mao, lokale Stadtteilgruppen zur SDAJ- und Gewerkschaftsar­
beit. Lerryns politische Aktivität ist vielfältig. Wir trafen ihn, das 
SPD-Mitglied, als Mitorganisator der 

"
Aktion 30. Januar" in Frank­

furt, wo es gelang, fast alle linken Gruppen zu einer antifaschisti­
schen Aktionseinheit zu bewegen.  Als Herausgeber des Buches 

"
Schulreport" (Metzer-Verlag 1 970) unterzog er die bundesdeut­

sche Schul- und Bildungsmisere einer kritischen Analyse. Mit sei­
nen Liedern ist er bislang auf zwei 

"
Piäne"-Piatten zu hören. Auf 

der LP 
"

Hören Sie mal rot! Arbeiterliederfestival 1 970" interpre­
tiert er das bekannte Gaslied. Seine eigene Single 

"
Lehrl inks­

Machtgebeat" (Pläne Peng Nr. 8), auf der ihn die Gruppe Dadazuzu 
musikalisch unterstützt, ist so etwas wie ein H

.
it unter den Agita­

tionsliedern geworden, was sicherlich nicht allein an der Form 
( Beatbegleitung) liegt. Durch Lerryns beispielgebendes Experiment 
werden dem Politsong neue Wirkungsmöglichkeiten erschlossen. 
Franz-Josef Degenhardt schreibt über Lerryns Lieder und Musik :  

"
Wahrscheinlich werden jene, die die neuen Lieder über das alte 

Elend Unterdrückung auf den Verkaufsbegriff ,Protestsong' ge­
bracht haben, bald mit Agitations-Pop Geschäfte machen wollen. 
Sollen sie. Lerryns Lieder, Agitations-Lieder, sollen unter die Leute 
kommen, dafür sind sie gemacht." 
Das Lehrlinks-Machtgebeat, ein gekonntes Lehrstück über den 
Brauch der Unternehmer, Lehrlinge früh und schnell zu Unternom­
menen zu machen, und darüber, wie diese Mißbrauchten zur Ge­
genwehr kommen können und sollen. Und auf der anderen Seite 
der Gummiknüppel-Song, ein lustiges Lied über die unterdrückte 
Lust der Schutztruppe des Kapitals, die ihre Knüppel in die Hand 
nehmen und auf die Köpfe schlagen, anstatt sie dahin zu stecken, 
wohin sie gehören. Und wie man sie zum richtigen Knüppelge­
brauch zwingen kann. 
Degenhardt weiter: 

"
Bei lerryn ist die Musik nicht Background­

Gewummer und -Gewimmer, sondern bringt sein Lehrstück auf den 
Sound, der beim Hörer Spaß und Kraft erzeugt, den Versuch der 
Befreiung zu wagen." 

elan: Deine ersten Lieder ent­
standen zur Zeit der Ostermär­
sche und der Protestsongwelle 
- heute genügen sie längst nicht 
mehr deinen Ansprüchen. Du 
sagst, sie seien , ,irrsinnig" gewe­
sen. Wieso versuchtest du schon 
mit 1 4/ 1 5  Jahren, Lieder zu 
machen? 
Lerryn: Abgesehen davon, daß 
ich schon immer gerne Lieder 
hörte, &ang und Gitarre spielte, 
müßte ich zur Beantwortung 
deiner Frage weit ausholen, 
weil meine politischen Lieder -
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auch die ganz frühen - stets der 
Ausdruck meines gesellschaft­
lichen Bewußtseins sind. Meine 
politische Entwicklung verlief 
in mehreren zum Teil sehr wi­
dersprüchlichen Phasen . . .  
Zuerst war ich sozial engagier­
ter christlicher Pfadfinder. Ich 
stellte früh die Gretchenfrage 
nach dem Pazifismus und ver­
suchte, pazifistische Lieder mit 
einer Beatgruppe umzusetzen. 
Das mißlang aus mehreren 
Gründen. Also begann ich, mei­
ne Lieder alleine zur akkusti-

IN DIE 
HITPARADEN! 
Carsten Linde sprach mit dem 
Frankfurter Liedermacher Lerryn 

sehen Gitarre vorzutragen. 
Nach einer harten Diskussion 
über meine Lieder im Frankfur­
ter Club Voltaire versuchte ich, 
konkretere Lieder ohne viel 
Protestgeschwafel zu schreiben. 
Dann bin ich in die SPD einge­
treten, weil es bei mir in der Fa­
milie immer so war. Die SPD 
war gegen Totalitarismus und 
Meinungsterror, und entsprach 
in ihren Zielen meinen politi­
schen Vorstellungen von demo­
kratischer Freiheit. Als ich mit 
1 5  das erste Mal in der DDR 

war, hatte ich mich noch geär­
gert, daß es dort nicht den so­
genannten Pluralismus gab und 
z.B. keine Bildzeitung erschien, 
obwohl ich selbst BILD 
schlecht fand. Irgendwann bald 
darauf wurde ich "Maoist". Ich 
wollte was Besonderes sein, was 
Besonderes haben . . .  Anläßlich 
eines Klassenausflugs nach 
West-Berlin fuhr ich mit Freun­
den nach Karlshorst zur chinesi­
schen Botschaft, wo wir uns 
Mao-Plaketten -usw. holten . . .  
elan: Welche Ereignisse und Er-



fahrungen änderten dein Ver­
halten so, daß du anfingst, dich 
aktiv für sozialistische Ziele ein­
zusetzen? 
Lerryn: Als Mitbegründer des 
AUSS (Arbeitsgemeinschaft 
unabhängiger sozialistischer 
Schüler) war ich zeitweilig im 
Politkomitee des Bundesvor­
standes. Wir hielten große Re­
den und organisierten sehr viel, 
aber stellten immer mehr fest, 
daß wir als isolierter Schüler­
bund unseren sozialistischen 
Zielen aus eigener Kraft nicht 

viel näher kamen. 
Auch der Versuch, gemeinsam 
mit dem SDS die .. Arbeiter zu 
mobilisieren, klappte nicht. 
Dann sah ich aus nächster 
Nähe, wie bei den Mai-Unruhen 
in Frankreich die anti­
autoritären Studenten schein­
bar eine siegreiche Revolution 
auslösten. Sie glaubten, schon 
die Staatsmacht in Händen zu 
halten, während die Kommuni­
sten und die Gewerkschaften 
die Lage realer einschätzten. 
In Frankfurt wirkte ich kurze 

Zeit später in der "Sozialisti­
schen Demokratischen Opposi­
tion" (SDO) mit. Das war ein 
Wahlbündnis aller linken Kräfte 
auf lokaler Ebene. Erst ab da 
war ich gezwungen, ganz kon­
krete Politik zu machen. 
Nach und nach vollzog sich ein 
weiterer Lemprozeß bei mir. 
Ich sah, daß China sehr weit 
weg war und unsere politischen 
Probleme anders liegen als dort. 
elan: Auch Deine Lieder haben 
sich stark gewandelt. Welchen 
Charakter tragen sie heute, und 
würdest du sie als Agitationslie­
der bezeichnen? 
Lerryn: Protestsongs mit mora­
lischer Aufrüstung sind sie nicht 
mehr. Protestsongs zeigen ja 
nicht die Ursachen des Elends, 
das dem Lied als Thema zu­
grunde liegt. Weil denen die 
Analyse fehlt, läßt sich a�s 
ihnen auch keine konkrete 
Hoffnung ableiten. Was wir 
heute machen, ist sehr viel 
mehr: Wir profilieren sozialisti­
sche Organisationen und weisen 
auf den konkreten Klassen­
kampf hin. Wir spiegeln das wi­
der, was die Bewegung macht 
und ausmacht. Wir sprechen 
uns also nicht mehr allein gegen 
den Krieg aus, sondern ergrei­
fen Partei - und am Beispiel 
Vietnam wird das sehr deutlich 
- und solidarisieren uns offen 
mit den Kräften, die flir Sozia­
lismus und Demokratie kämp­
fen. Meine Lieder sind Agitprop 
und Pop, geschult an der Musik 
der Jugend. 
elan: Für welche Gruppe 
machst du hauptsächlich deine 
Lieder? 
Lerryn: Ich beschränke mich 
nicht auf eine bestimmte Ziel­
gruppe. Den Liedern die richti­
ge Form zu geben ist schwer. 
Auch viele andere politische 
Liedersänger haben noch nicht 
das entwickelt, was ich anstre­
be : eine Liedform, die zwischen 
dem propagandistischen An­
spruch der Conrads und der 
künstlerischen Leichtigkeit von 
Süverkrüp liegt. Liberale und 
Sozialdemokraten spreche ich 
mit meinen Liedern erfahrungs­
gemäß am besten an. Für Ge­
nossen, die weiter sind, müssen 
Lieder geschaffen werden, die 
den antimonopolistischen und 
antifaschistischen Kampf von 
heute signalisieren. 
elan: Du trittst vor sehr unter­
schiedlichem Publikum auf . . .  
Lerryn: Ja, ich singe überall, wo 
man mich hören will : Vor Lehr­
lingen, Rockern, in Jugend-

clubs, bei Gewerkschafts- und 
antifaschistischen Kundgebun­
gen, bei Versammlungen von 
SPD-, FDP-, DKP-Gruppen. 
elan: Jetzt kommt die be­
rühmte und gehaßte Frage nach 
der Wirksamkeit politischer 
Lieder . . .  
Lerryn: Die direkte Wirkung 
kann ich nicht nachprüfen. Ap­
plaus oder Ptitfe sind kein ein­
deutiges Zeichen flir Erfolg 
oder Mißerfolg des politischen 
Liedersängers. Vielleicht gelingt 
es mir, ein Stück des Vorurteils 
gegenüber Sozialisten und Kom­
munisten abzubauen, indem ich 
- was sich ganz unpolitisch an­
hört ! - die Leute amüsiere, sie 
zum Lachen bringe. ihre Emo­
tionen mobilisiere und &leich­
zeitig lenke, unter Kontrolle 
halte. Ich will ihr Vergnügen 
politisch machen. Ich will Lern­
prozesse einleiten, ihnen Er­
kenntnisse vermitteln. Zuviel 
Beifall flir ein Lied, das nicht 
aktuell ist, muß uns zum Nach­
denken zwingen. Ich wäre froh, 
wenn ich von mir behaupten 
könnte, ich würde dazu beitra­
gen, den Klassenkampf voran­
zubringen. 
elan: "Lehrlinks-Machtge beat

" 

und der "Gummiknüppelsong" 
werden von der Rock-Gruppe 
Dadazuzu begleitet. überhaupt 
setzt du häufig musikalische 
Pop-Musik-Elemente politi­
schen Texten gegenüber. 
Lerryn : Mir gefällt Blues und 
Pop, und so verwende ich diese 
Musik. Das "Machtgebeat" 
stimmte zur Solo-Gitarre nicht. 
Da fehlte ihm der Zunder. Das, 
was gerade diesem Lied die trei­
bende Kraft gibt, konnte ich 
nur mit Hilfe von Pop- und 
Rockelementen erreichen. Der 
Inhalt verlangt eine solche 
Form, obwohl sie erst ersatz­
weise gelöst ist. 
elan: Würdest du es für richtig 
und wichtig halten, daß Agit­
proplieder in die Hitparaden 
eindringen? 
Lerryn : Warum nicht? Das ist 
gerade die Frage der Anpassung 
an gängige Musikformen ohne 
den politischen Inhalt des Lie­
des aufzugeben. Bei der Integra­
tion von Agitprop in die Mas­
senmedien kann nichts passie­
ren, wenn die Lieder in der 
richtigen Bindung zur richtigen 
Politik stehen. Dann bleiben sie 
kontrollierbar. Die Hitparaden 
werden mehrheitlich von der 
Arbeitjugend gehört. Warum 
sollten ausgerechnet ihre und 
unsere Lieder darin fehlen? 
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. . .  der neue .,elan" näm lich . '  Der kam im März mal wiedAn it 
erhebl icher Verspätung bei den Lesern an. Deshalb schreib-.,. ir 
Euch, l iebe Leser, diesen Brief. 

Dies ist an und für sich der Platz für Briefe von Euch. Das soll 
auch so bleiben. Doch diesmal müssen wir eine Ausnahme 
machen. Denn die meisten Leserbriefe im März fingen ohnehin 
etwa so an: ., Ihr Schlafmützen - wieso ist die Zeitschrift noch 
nicht da?" Oder: ., Ist Euer elan vorüber? Macht Ihr die Zeitung 
jetzt antiquarisch ?"  Auf d iese Fragen möchten wir antworten. 
Die März-Ausgabe wurde von unserer Druckerei am 5. März in 
Frankfurt am Main auf dem Verlagspostamt aufgegeben - Zeugen 
dafür können benannt werden. Das Verlagspostamt hat d ie Aufgabe, 
die Zeitschrift umgehend an die Hauptpostämter in den Städten und 
Ortschaften zu versenden, von wo aus die Zustellung an d ie 
Abonnenten erfolgt. Das Verlagspostamt Frankfurt hat jedoch .eine 
Woche ( !) gewartet, bevor es die Exemplare an die Zustellpost­
ämter weiterleitete. Sogar in Frankfurt erfolgte die Zustellung erst 
am 1 1 .  März ; in anderen Städten war der elan am 15. März noch 
immer n icht zugestellt. 
Nun haben wir bereits wiederholt feststellen müssen, daß unser 
Jugendmagazin nicht so behandelt wird wie andere Zeitschriften, 
nicht so wie Springer- und NPD-Biätter. Diese werden stets pünkt­
l ich zugestellt. Der elan jedoch wurde in den letzten Monaten in 
vielen Städten, z. B. Hamburg, stets mit erhebl icher Verspätung 
ausgetragen. ln Dortmund gar .. verzichtete" die Bundespost im De­
zember und Januar ganz auf die Zustellung. Erst nach massiven 
Protesten bequemte man sich, d ie alten Ausgaben Mitte Februar 
den Lesern auszuhändigen! 
Wir sind nun nicht so naiv anzunehmen, es handele sich dabei um 
Zufälle. Wir geben auch nicht den Kollegen von der Bundespost 
d ie Schuld an diesen Vorfällen. Für die vorliegenden Verstöße 
gegen den immerhin noch geltenden Artikel 5 des Grundgesetzes 



(Recht auf Presse-, Meinungs- und Informationsfreiheit) sowie ge­
gen das Prinzip der Gleich behandlung durch die Behörden muß 
das politische Spitzelwesen in der BRD verantwortl ich gemacht 
werden, das sich immer mehr ausbreitet. Dafür sind Politiker ver­
antwortlich, 'd ie uns Notstandsgesetze bescherten und weiterhin 
mit der Aushöhlung der Grundrechte beschäftigt sind. 
Die jungen Kollegen der Deutschen Postgewerkschaft hingegen 
hatten im Mai 1 968 auf ihrer letzten Bundesjugendkonferenz ein­
stimmig erklärt: " I nsbesondere wenden wir uns als junge Postler 
gegen die vorgesehene Einschränkung des Post- und Fernmelde­
geheimnisses und wehren uns dagegen, nach diesem Notstands­
gesetz tätig werden zu müssen."  
Die Redaktion hat  sich an den politisch verantwortlichen Bundes­
postminister, Herrn Leber (SPD), mit einem Protestschreiben gegen 
die Notstandspraktiken gewandt - wir bekamen nicht einmal eine 
Antwort. 
Deshalb möchten wir Euch, liebe Leser, bitten, selbst aktiv zu 
werden. Laßt es Euch nicht gefallen, daß man Euer Jugendmagazin 
kaputt machen will. Nicht nur die Behinderungen in der Postzu­
stellung, auch weitere Maßnahmen sind gegen den elan gerichtet: 

• da verbietet ein Polizeioberrat in Mannheim den öffentlichen 
elan-Verkauf, weil diese Zeitschrift "nicht im öffentl ichen Interesse 
lie� 
• . ird Bundeswehrsoldaten, die Abonnenten von elan sind, ihre 
Zeitschrift von Vorgesetzten vorenthalten ; 

• da werden bei den Soldaten Arne Winter (Hamburg), Georg 
Rohde (Lüneburg) und Gerhard Gust (Wittmund) und bei vielen an­
deren elan-Exemplare beschlagnahmt; 

• da wird der Soldat Rüdiger Raguse (Lübeck) gar mit einer Geld­
strafe belegt, weil er elan in seiner Stube aufbewahrte; 

• da wird unsere Redaktionsarbeit behindert, indem vorüber­
gehend unser Telefon lahmgelegt wird (obgleich die Redaktion be­
setzt ist, ertönt dann bei Anrufen kein Zeichen); 

• da wird unsere Post kontrol l iert und die Zustel lung verzögert. 
Briefe werden geöffnet und mit einem unauffällig-auffälligen Leim 
wieder zugepappt; 

• das Gebäude, in dem sich unsere Redaktion befindet, wird 
nahezu ständig von Sch nüfflern beobachtet; 

• es tauchen da und dort Meldungen und Gerüchte auf, die nur 
von abgehörten Telefongesprächen stammen können, die mit un­
serer Redaktion geführt wurden. 

LieA Leser! Wir lassen uns von diesen Maßnahmen nicht ein­
sc. tern. Wir schreiben dies alles, damit Ihr versteht, woran die 
Verzogerungen in der Belieferung liegen. Wir schreiben dies aber 
auch, damit Ihr selbst aktiv werden könnt: 

• Protestiert bei Verzögerungen bei Eurem Postamt! 

• Appelliert an die jungen Kollegen von der Deutschen Post­
gewerkschaft, den elan mit zu schützen ! 

• Wendet Euch überall gegen die N1otstandspraxis und gegen die 
Beschränkung von Bürgerrechten ! 

Und schließlich : Werbt neue Leser für den elan. Das ist die beste 
Antwort auf die Maßnahmen, die gegen unsere Zeitschrift einge­
leitet werden. 
Die Praxis der politischen Diskriminierungen und Verfolgungen 
von Demokraten - wie wir sie aus der Zeit des kalten Krieges 
kennen - wird hierzulande wieder kul tiviert. Strauß und sein 
Rechtskartell hetzen auf Teufel komm raus. Die SPD-Führung leitet 
mit ihren Münchener Beschlüssen eine neue Welle des Antikom­
munismus ein. Unsere " liberalen" Innenminister Genscher und 
Weyer sind auf dem rechten Auge blind - sie lassen die Nazis 
beinahe ungestört und verfolgen die Linke. Aber auch die SPD­
Minister können es ganz gut: Der niedersächsische Innenminister 
Lehnars erklärte, sein Verfassungsschutz wende vier Fünftel seiner 
Kraft zum Kampf gegen die linken Kräfte auf. Da kann Bubi 
Thadden in Hannover ja beruhigt sein. 
Wir aber sind nicht ruhig. Wir al le müssen aufpassen und unsere 
Kräfte formieren, damit die Demokratie nicht ganz flöten geht. 
Das wollten wir Euch sagen. Und nächstes Mal stehen hier wieder 
Eure Leserbriefe. Schreibt uns doch mal - zum Beispiel zu den 
hier angesprochenen Fragen. 

Herzliehst Eure Redaktion 

Die günstige Einkaufsquelle 
für Büromaschinen 
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Was vermag der unpolitisch ge­
haltene Bürger eines kapitalisti­
schen Landes zu tun, wenn er 
wider Willen ln einen Krieg hinein­
gezerrt worden Ist, dessen lrralnn 
er erst beim Abwurf mörderleeher • 

Bombenteppiche zu erfassen be-
ginnt? . 
Captaln Yossarlan (Aian Arkln) 
sieht nur noch eine Möglichkeit, 
dem Krieg zu entrinnen: sich un­
tauglich schreiben zu lassen. 
ln dieser Situation aber wird 
"Trick 22" wirksam: "Ein Bomber­
pilot kann nur dann für flug-

uglich erklärt werden, wenn 
errückt Ist und den Antrag 

st stellt. Ein Bomberpllot, der 
diesen Antrag stellt, Ist aber nicht 
verrückt und kann deshalb auch 
nicht für fluguntauglich erklärt 
werden." 
Dieser perversen und zynischen 
"Logik" des Militarismus hat 
Yossarlan nichts Wirksames ent­
gegenzusetzen. Unter den ver­
tierten Piloten der US-Luftwaffe 
findet er niemanden, der für seine 
Skrupel Verständnis aufbringt; an 
kollektiven Widerstand Ist erst 
recht nicht zu denken. So be· 
schränkt sich sein Aufbegehren 
auf den Versuch, die eigene mo­
ralische Unversehrthell zu wah­
ren, sein Gewissen relnzuhalten. 
ln der Gestalt Yossarlans verkör­
pern und verdeutlichen sich die 
Hauptmängel des Films 
"Catch 22" :  
E r  verharrt l n  der Darstellung von 
Oberflächen- und Randerschei­
nungen des Imperialistlachen 
Krieges, ohne aber zu seinem 
Wesen, zu seinen Ursachen vor­
zudringen. 
Wohl wird gezeigt, wie frontfelge 
Offiziere bei Ihren Schwarzmarkt­
geschäften sogar die Fallschirme 
Ihrer Kameraden verhökern -

nicht aber, daB der Imperialismus 
zwangsläufig Krieg gebiert, weil 
er seinen eigenen ökonomischen 
Gesetzen nicht zu entrinnen ver­
mag. 
Wohl zeigt der Film, wie demo­
ralisiert jene Piloten sind, die Ihre 
Bomben auf friedliche Dörfer wer­
fen - aber es bleibt dem Zu­
schauer überlassen, das Modell 
"Catch 22" ln die Gegenwart nach 
lndochlna und ln den Nahen 

Osten zu übertragen, wo Nlxons 
und Dajans Flieger jede zerstörte 
Schule als einen groBen Sieg fei­
ern. Wohl auch zeigt "Catch 22" 
- und das ln sehr eindringlichen, 
an Bergmanns filmlache Mittel er­
Innernden Passagen - daB Im­
perialismus, Faschismus und 
Krieg Irgendwie miteinander ver­
wandt sind - nicht aber, wie man 
gegen sie ankämpfen kann und 
wer dazu Imstande Ist. 

Nackt zur Ordensverleihung 

Hollywood, die groBe Imperialisti­
sche Meinungs- und Traumwelt­
fabrik hat Regisseur Mlke Nl­
chols eine Sprache aufgezwun­
gen, ln der vieles verschwiegen 
werden und umsehrleben bleiben 
mußte. 
So muB sich der mit hervorragen­
den Schauspielern besetzte Film 
<u. a. Orson Welles und Anthony 
Perklns) zum Schluß damit be­
gnügen, dem Zuschauer einen 
Schelnllusweg anzubieten: Yossa­
rlans Versuch, nach Schweden zu 
desertieren. 
Trotz dieser Mängel Ist "Catch 
22" ein sehenswerter Film. Er un­
terecheldet sich deutlich von 
Durchhaltekomödien wie ,MASH' 
und antikommunistlachen ReiBern 
Im Stile der "Grünen Teufel". 

Notizen 

e Am 10. Januar hat sich ln Es­
sen der "Fllmförderungsvereln 
NRW" gegründet. Die von den ka­
pitalistischen Produktions- und 
Verleihgeschäften unabhlnglgen 
Filmemacher wollen u. a. als Alter­
native zur manipulierten Wochen­
schau ln den Filmtheatern eine 
"Wochenschau des anderen 
Kinos" herstellen. Sie soll Ju­
gend- und Gewerkschaftsgruppen 
zur Verfügung gestellt werden. 
Kontaktadresse: Lutz Mommartz, 
4 Düsseldorf, Schlesische Str. 98. 

e ln der Bundesrepublik laufen 
gegenwärtig einige empfehlens­
werte sowjetleche Spielfilme an. 
Unter Ihnen befinden sich "Ab­
schied von Gulsary" nach dem be­
rühmten Roman von Tschlngls 
Aitmatov sowie die belden anti­
faschistischen Kriegsfilme "Feu­
erbogen" und "Durchbruch" aus 
dem Zyklus "Befreiung". 
Doch Vorsicht: Vor Entstellungen 
durch SchniHe und falsche Syn­
chronisation wird gewarntl 
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